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Leitartikel

Philologentag 2016: Wegweisende Weichenstellungen

Der Vertretertag unter dem Motto „Gymnasiale Bildung: Wis-
sen – Urteilen – Handeln“ ist nicht nur auf ein großes Echo bei
den Delegierten gestoßen, sondern hat auch in der Öffentlich-
keit für Aufsehen gesorgt. Mit seinen Grundsatzpapieren und
Resolutionen zur Bildungspolitik, zur Arbeitszeit der Lehrkräfte
und zur Förderung von Schülerinnen und Schülern mit Behin-
derung hat der Philologentag strittige Themen aufgegriffen
und klare Positionen bezogen, die Maßstäbe für die schul- und
berufspolitische Diskussion setzen. Alle Beschlüsse sind ein-
stimmig erfolgt, Ausdruck für die überwältigende Zustim-
mung zur Verbandspolitik. Selten ist ein Philologentag so
 einmütig verlaufen wie die Tagung 2016 in Goslar, und das,
obwohl 673 Anträge abzuarbeiten waren.

Resonanz in der Presse
Die große Resonanz spiegelt sich in der Berichterstattung der
Presse wider: „Gymnasiallehrer kritisieren Senkung der Anfor-
derungen“ (Hamburger Abendblatt), „Ist das Gymnasium zu
einfach geworden“ (Hannoversche Allgemeine Zeitung/dpa),
„Philologen sehen Inklusion an Gymnasien skeptisch“ (Braun-
schweiger Zeitung/Bild/Neue Presse/dpa), „Philologentag for-
dert Durchsetzung der 40-Stunden-Woche für Lehrer“ (Peiner
Allgemeine, Oberhessische Presse), „Gymnasiallehrer kritisie-
ren Schulpolitik“ (SAT1), „Philologen diskutieren in Goslar über
Inklusion“ (NDR). Eine kleine Auswahl, die sich noch fortsetzen
ließe. Und sie zeigt, dass der Vertretertag Kernfragen bzw.
Kernprobleme der Bildungspolitik aufgegriffen hat, die von
der Politik nur unzureichend gelöst werden und nur eine ein-
deutige Antwort verdienen, nämlich einen deutlichen „Tadel
ins Zeugnis“ (Michael Ahlers, Braunschweiger Zeitung) für
 Kultusministerin Heiligenstadt. Kritikpunkte und Forderungen
des Vertretertages sollen an wesentlichen Beschlüssen noch
einmal deutlich gemacht werden.

Gymnasiale Bildung: Wissenschaftsbezug statt
 Kompetenzorientierung
Seit dem Abschied von inhaltlich bzw. sachorientierten Lehr-
plänen durch Einführung der sogenannten kompetenzorien-
tierten Kerncurricula hat der Philologenverband einen Abbau
von Leistungsanforderungen festgestellt. Nach mehr als zehn
Jahren Erfahrungen in der Schulpraxis fällt die Bilanz ernüch-
ternd aus. Prof. Rekus hat das eindrucksvoll in seinem Gast -
vortrag „Die Folgen der Kompetenzorientierung für die gym -
nasiale Bildung“ auf dem Philologentag deutlich gemacht.
Hohe Abbrecherquoten in Hochschulstudiengängen wegen
Leis tungsproblemen belegen u.a. den Bildungsverlust durch
die Anwendungsorientierung. Statt wissenschaftsbezogen zu
arbeiten und sach- und fachgerechtes Wissen zu vermitteln,
hätte der Nützlichkeitsaspekt den Bildungsgedanken aus den
Lehrplänen verdrängt; es gehe nur noch um anwendungs -
orientierte Kompetenzen wie Kommunikationskompetenz,
Präsentationskompetenz und Methodenkompetenz statt um
Sachkompetenz. Das Wesen gymnasialer Bildung sei kaum
noch erkennbar. Prof. Rekus hält eine Rückkehr zu einem
 wissenschaftsbezogenen Unterricht für unabdingbar, der die

Sache in den Mittelpunkt stellt und eine wissenschaftliche
Betrachtung der Welt zum Ziel hat. Grundlage dafür müsse
eine wissenschaftlich fundierte Lehrerbildung sein, ein fach-
lich kompetenter Lehrer mit Urteilskraft und Autorität.

Wie bedeutsam der „forschende Zugang zur Welt“ ist, hat die
Vertreterversammlung durch das einstimmig verabschiedete
Grundsatzpapier zum Kern der gymnasialen Bildung unter-
strichen. Der Wissenschaftsbezug muss wieder zum durchgän-
gigen Prinzip des gymnasialen Unterrichts werden, und zwar
nicht erst in der Oberstufe, sondern ab Klasse 5, zielgerichtet
auf die allgemeine Hochschulreife. Der hier definierte Bildungs -
begriff geht weit über den Sachaspekt hinaus. Inhalte müssen
die Grundlage der gymnasialen Bildung sein, hinzu kommen
die transferfähige Verarbeitung des Grundwissens und eine
kritische, problemorientierte und durch Anstrengungsbereit-
schaft gekennzeichnete Haltung zum Lernen. Unabhängig
von gesellschaftlichen und technischen Entwicklungen wie die
digitale Revolution sind das universell geltende Prinzipien
gymnasialer Bildung. Das Gymnasium von morgen unter-
scheidet sich vom Gymnasium von gestern und heute, indem
es sich neuen Herausforderungen stellt, nicht durch seine
 Bildungsziele. Anders gesagt: Das Gymnasium muss ein Gym-
nasium bleiben!

Fehlentwicklungen bei der schulischen Inklusion
 müssen korrigiert werden 
Die Landesregierung hat mit der Novellierung des Schulgeset-
zes 2015 den Weg in ein einheitliches integratives Schulsystem
vorgezeichnet. Die Aufhebung der Förderschulen im Förder-
schwerpunkt Lernen wird fortgesetzt, Förderschulen im För-
derschwerpunkt Sprache werden nicht mehr errichtet und die
Schullaufbahnempfehlung ist abgeschafft. Gleichzeitig wer-
den die Förderschulen zu Förderzentren, die die gemeinsame
Erziehung und den gemeinsamen Unterricht an allen Schulen
unterstützen sollen. Die Vertreterversammlung hat mit ihrem
ebenfalls einstimmigen Beschluss zur Förderung von Schülerin-
nen und Schülern mit Behinderungen klar zum Ausdruck
gebracht, dass der alleinige Maßstab für gelingende Inklusion
das Kindeswohl sein muss. Dem dienen eine Abschaffung der
Förderschulen und eine Beschulung ohne Rücksicht auf den
Bildungsauftrag der Schulformen nicht. Bestmögliche indivi-
duelle Förderung ist mehr als einfaches soziales Miteinander.
Um es noch einmal klar zu sagen: Der Philologenverband
bejaht ausdrücklich die Zielsetzung der UN-Behindertenrechts -
konvention, die volle Teilhabe an allen Bildungsmöglichkeiten
zu gewährleisten. Das Kindeswohl ist aber nicht an ideolo-
gisch motivierte Einheitslösungen gebunden. Förderschulen
müssen erhalten bleiben, damit eine optimale Förderung von
Schülerinnen und Schülern mit Behinderungen möglich bleibt
und Eltern überhaupt frei über die beste Beschulung entschei-
den können. Die beste Förderung ist schließlich der qualifizier-
teste Abschluss, der erreicht werden kann, um Gleichberechti-
gung und volle gesellschaftliche Integration Wirklichkeit
 werden zu lassen. Was immer das Gymnasium dafür tun



kann, wird es mit allen Kräften tun. Niemand wird vom
Besuch eines Gymnasiums ausgeschlossen, weil er behindert
ist.

Die ausgeuferte Arbeitsbelastung der Lehrkräfte muss
endlich verringert werden
Noch immer steht eine gerechte Bewertung der Arbeitszeit
der Lehrkräfte seitens des Gesetzgebers aus. Zwar gilt für Lehr-
kräfte wie für alle Beamten die 40-Stunden-Woche als allge-
meiner Standard, nur hat sich um die Einhaltung dieser
Arbeitszeitvorgabe unser Arbeitgeber bisher nie ernsthaft
gekümmert. Lehrkräften wurden und werden immer mehr
Aufgaben aufgelastet, Schulen sollen eigenverantwortlich am
besten alles selbst regeln, pädagogische Konzepte entwickeln,
ihren Erfolg evaluieren und letztlich ein umfassender „Dienst-
leistungsbetrieb“ mit Rundumversorgung im Rahmen der
Ganztagsschule werden. Für das Kerngeschäft, nämlich guten
Unterricht, bleibt immer weniger Zeit. Und es droht ein vor -
zeitiger Verschleiß der Arbeitskraft, der Lehrkräfte in die Früh-
pensionierung mit erheblichen finanziellen Einbußen treibt.
Qualifiziertes Personal, das die Schulen dringend benötigen,
geht so vorschnell verloren. 

Die Vertreterversammlung fordert, dass die Überlastung der
Lehrkräfte endlich ein Ende haben muss und Arbeitszeitstu -
dien, die das glaubwürdig nachweisen, umgesetzt werden.
Zwingend sind eine Senkung der Unterrichtsverpflichtung und
ein deutlicher Aufgabenabbau, ganz zu schweigen von einem
umfassenden Arbeits- und Gesundheitsschutz, zu dem u.a.
auch eine Erhöhung der Anrechnungsstunden für besondere
Belastungen und eine Verbesserung der Altersermäßigung
gehören.

Arbeitszeitmodelle, die am Prinzip der Stechuhr orientiert
sind, zeitliche Vorgaben für die Korrektur von schriftlichen
Arbeiten machen, unzumutbar nach Fächern differenzieren
oder Belastungen ohne Ansehen der Schulformen über einen
Kamm scheren sind für die Vertreterversammlung nicht hin-
nehmbar. Deshalb wird der Philologenverband auch aufmerk-
sam und kritisch mit der Arbeit der von der Kultusministerin
eingesetzten Arbeitszeitkommission umgehen. Vorgaben für
eine Kostenneutralität von Arbeitszeitreformen oder gar eine
Personalkostenreduzierung wären inakzeptabel. Schulen sind
keine Wirtschaftsbetriebe, die betriebswirtschaftlichen Erfor-
dernissen genügen müssen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
der Philologentag 2016 hat Maßstäbe gesetzt, die im Hinblick
auf die Landtagswahl 2018 als Wahlprüfsteine für die Wahl-
programme der Parteien gelten können. Wir sind gespannt,
welche Antworten uns darauf bei der geplanten Podiumsdis-
kussion auf dem Philologentag 2017 gegeben werden. Bei
einer „Initiative Schule 4.0“ kann es nicht nur um die Umset-
zung von digitalen Techniken im Unterricht gehen, sondern es
müssen grundsätzlich auch Fehlentwicklungen in der Bildungs -
politik und Berufspolitik korrigiert werden. Das gymnasiale
Profil muss nach Rückkehr zum neunjährigen Gymnasium
weiter geschärft werden, Leistungsanforderungen dürfen im
Hinblick auf die Qualität des Abiturs und die Studienbefähi-
gung nicht verringert werden. Der Bildungsauftrag des Gym-
nasiums darf nicht verwässert werden. 

In diesem Sinne hoffe ich auf ein gutes Jahr 2017 und wünsche
Ihnen alles Gute, Gesundheit und Erfolg im persönlichen wie
im beruflichen Bereich.

Ihr Horst Audritz
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Ein gefragter Gesprächspartner beim Phiologentag: Der PhVN-Vorsitzende Horst Audritz



Philologentag 2016
Gymnasiale Bildung: 

Wissen – Urteilen – Handeln

„Alle Jahre wieder“ lädt der Philologenverband Niedersach-
sen in die alte Kaiserstadt Goslar – und wie in jedem Jahr
folgten der Einladung auch Ende November 2016 zahlreiche
Gäste. Vertreter aus Politik und Verwaltung, Abteilungsleiter
und Dezernenten, Gäste aus Verbänden, Vereinen und
 Kirchen, Eltern – und natürlich die rund 350 Delegierten aus
allen niedersächsischen Gymnasien, immer mehr Gesamt-
schulen und auch einigen anderen Schulformen (BBS, OBS)
fanden sich zur Vertreterversammlung 2016 in den festlich
geschmückten Räumen des Hotel- und Tagungszentrums
„Achtermann“ ein. Der Rahmen in den historischen Räumen
der alten Stadtbefestigung Goslars war 2016 – wie immer –
feierlich. Den musikalischen Rahmen gestalteten junge
Musikerinnen und Musiker des Ratsgymnasiums Goslar. Es
ist immer wieder beeindruckend, welche hoch professionelle
Darbietungen die Schülerinnen und Schüler auf die Bühne
bringen.

Die maßgeblichen Ergebnisse der VV 2016 – die Positionsbe-
stimmungen zur Profilierung des Gymnasiums und zur
Inklusion sowie der durch den geplanten Festvortrag ein-
deutige Standpunkt zur Kompetenzorientierung – wurde im
Leitartikel zusammen mit dem großen Medienecho auf die
VV von unserem Vorsitzenden Horst Audritz dargestellt. An
dieser Stelle sollen daher der Tagungsverlauf der VV sowie
die wichtigsten Aussagen der Redner auf der öffentlichen
Veranstaltung kurz dargestellt werden. 

Audritz: Profil des Gymnasiums wieder einfordern!
Nach den Sitzungen des Hauptvorstands und der AG Schul -
aufsicht am Tag vor der VV sowie dem traditionellen Empfang
des HV für geladene Gäste am Vorabend des Philologentags
wurde die Vertreterversammlung unter dem Motto „Gym -
nasiale Bildung: Wissen – Urteilen – Handeln“ vom Ver-
bandsvorsitzenden Horst Audritz eröffnet. In seiner Rede zog
Audritz Bilanz über ein ereignisreiches Jahr der Verbands -
arbeit und der Schul- und Bildungspolitik: Dem deutlichsten
Stimmenzuwachs bei Personalratswahlen, den es je zu ver-
zeichnen gab  (positiv: vor allem rund 70 % landesweit an
Gymnasien) stehen die viel zu hohe Arbeitsverdichtung und
die vielen unsinnigen „Nebentätigkeiten“, die vom Unter-
richten ablenken, weiterhin als zentrale Aufgabe der Ver-
bandsarbeit gegenüber.

Audritz sprach auch die „wundersame Vervielfachung“ der
„Einser“-Abiturienten an, aber „gleichzeitig hören wir von
den Hochschulen, dass viele Studenten kaum noch die Vor-
aussetzungen erfüllen.“ Wie die Inflationspolitiker würde die

Vermehrung der hochwertigen Abschlüsse durch Senkung
der Anforderungen erreicht. Der PhVN stelle sich gegen jeg -
liche „Bildungsinflation“, welche auch in der neuen Ober -
stufenverordnung sowie der Abschaffung der Schullaufbahn-
empfehlung zu sehen sei: „Wir wollen keine Schwächung des
gymnasialen Profils und Abwertung des Abiturs, wie es z.B. 
in einer Präsentationsprüfung zu sehen ist“. Sehr deutlich
betonte er: „Wir werden uns nicht zu Mittätern eines verant-
wortungslosen Bildungsabbaus machen lassen, sondern uns
weiterhin für das pädagogische Leistungsprinzip an unseren
Schulen einsetzen! Fördern und Fordern gehören zusam-
men!“ Schüler und Studenten sollten nicht zu reinen „Kom-
petenzaneignungsmaschinen“ werden – daher auch die Aus-
wahl des Themas des Festvortrags. Es sei Zeit, ein klares Profil
für das Gymnasium wieder einzufordern. 

Weitere Themen, die der Verbandsvorsitzende in seiner Rede
ansprach, waren die Inklusion, die versprochene – aber nicht
eingehaltene – Entlastung und Aufgabenkritik sowie die
weiterhin bestehende Verbandsforderung nach „der uns
zustehenden 40-Stunden-Woche auch für Lehrer! Bauen Sie
Belastungen ab, und senken Sie endlich die Arbeitszeit für
Lehrer.“ Minutenlanger rhythmischer Beifall folgte der
Ansprache des Verbandsvorsitzenden, die nach diesem
Tagungsbericht in vollem Wortlaut abgedruckt ist.

Launiges Grußwort des Oberbürgermeisters
Auch bei diesem Vertretertag fanden sich Gäste und Dele-
gierte in ihrer schon in Jahren gewachsenen Auffassung
bestätigt, dass es Goslars Oberbürgermeister Dr. Oliver Junk
wie kaum ein zweiter versteht, sich in humorvoller und
manchmal auch ironischer Weise zu äußern und durch seine
Ausführungen auch eine „heitere Nachdenklichkeit“ zu
erzeugen. Seine Einschätzung, dass der Philologentag, wie er
seit Jahren in „seiner“ Stadt – zu seiner großen Freude, wie
er immer wieder betont – durchgeführt wird, auch von hefti-
gen Auseinandersetzungen zwischen Landesregierung und
Philologenverband um die Schul- und Bildungspolitik
geprägt ist, so dass die Verhandlungen durchaus ein Äquiva-
lent dieser Art bedürfen, dürfte wohl zutreffend sein.

Viel Zustimmung fand bei Dr. Junk das Motto des Philolo-
gentages 2016. Dieses bewertete er zutreffender Weise auch
als Indiz für die Absicht des Philologenverbands, das Gym -
nasium wieder stärker als Schule mit wissenschaftspropä-
deutischen Zielsetzungen betonen und sein Profil stärken 
zu müssen. In einem zweiten, nachdenklicheren Teil seiner
Ansprache griff Dr. Junk das allgegenwärtige Flüchtlings -

Philologentag 2016 setzt Akzente
„Es ist Zeit, ein klares Profil für das Gymnasium wieder
einzufordern“ Von Cord Wilhelm Kiel
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thema auf, das er in Bezug zur Schulpolitik und zu Schulpro-
jekten brachte. Seine Worte, die Politik habe zu vielen Fragen
der Flüchtlingsproblematik keine bzw. nur wenige Antwor-
ten gefunden und eigentlich seien alle froh, dass kaum noch
Flüchtlinge kämen, während keine Fluchtursache bekämpft
worden sei, sorgten für viel Zustimmung. 

Ministerin Heiligenstadt: Schöne Worte ohne
 konkrete Inhalte
Die Grußansprache von Kultusministerin Frauke Heiligen-
stadt war erwartungsgemäß erneut wenig geeignet, zu
neuen Einsichten und Erkenntnissen zur Schul- und Bil-
dungspolitik des Landes zu kommen. Auch für berufspoliti-
sche Erkenntnisse, die es wert gewesen wären, hier und
heute positiv kommentiert zu werden, fehlten entsprechen-
de substantielle Aussagen, die zumindest die Ernsthaftigkeit
des Landes hätten erkennen lassen, in der drängenden Frage
der Arbeitszeit der Lehrkräfte voranzukommen. Darüber
konnte auch ihre Aussage nicht hinwegtäuschen, dass sich
die niedersächsische Landesregierung doch so intensiv mit
dem Arbeitsplatz Schule und der konkreten Belastungssitua-
tion der Lehrkräfte beschäftige und Entlastungen und wie-
der „mehr Zeit für gute Schule“ wolle. Dies hatte der Mini-
sterpräsident in ganz ähnlicher Weise schon vor einem Jahr
gesagt. Von konkreten und spürbaren Entlastungen ist den-
noch weiterhin nichts zu merken, so dass die Ausführungen
Heiligenstadts von den Delegierten wohl nicht ganz unzu-
treffend als der Versuch bewertet wurden, Zeit zu schinden
und „ungeschoren“ die Landtagswahlen zu erreichen.

Der Auftritt der Ministerin beim Vertretertag 2016 war, so
war es mit ihr schon aus Zeitgründen vereinbart, ein zwanzig -
minütiges Grußwort. Heiligenstadt wirkte zurückhaltender
als sonst, auch weniger „mitleidsbedürftig“ als in den Vor-
jahren, und sie machte Versuche, sich konziliant und freund-
lich zu geben. Inhaltlich zeigte sie jedoch keinerlei Entgegen-
kommen. Kein Wunder, dass zwar Unmutsbekundungen
ausblieben, aber auch Beifall, der erwähnenswert wäre,
nicht zu verzeichnen war.

Wie schon bei so manchen Auftritten von Kultusministern –
auch aus vorigen Kabinetten – auf dem Philologentag
beschreibt das Lateinische „non multum, sed multa“ das
Grußwort Frauke Heiligenstadts treffend: Viel gesagt, aber

wenig ausgesagt. Die Ministerin benannte viele „Erfolge“
der Landesregierung und betonte, intensiv mit Lehrerver-
bänden und Gewerkschaften zusammengearbeitet zu
haben. 

Selbsttäuschung oder Taktik – das ist hier die Frage
Heiligenstadt versuchte also einmal mehr, ihre Politik als
erfolgreich darzustellen und insgesamt den beim PhVN und
anderen schon bekannten Eindruck zu hinterlassen, als gebe
es zwischen ihr und dem Philologenverband viel Überein-
stimmung und freundliches Einvernehmen. „Meine Hand
bleibt ausgestreckt“ betonte sie. Was leicht dahingesagt
erschien und offensichtlich mit der Absicht, „gut auszusehen“,
ausgesprochen wurde, hat jedoch nach unserer Einschätzung
Methode und ist Teil jener Strategie, die Öffentlichkeit über
die wahren Zielsetzungen ihrer Schul- und Bildungspolitik
zu täuschen, wie wir das auch im abgelaufenen Jahr immer
wieder erfahren und erleben mussten und wie das in einem
Beitrag auf Seite 27 in diesem Heft kommentiert und ent-
larvt wird.

So kommt es regelmäßig bei verschiedenen Zusammenkünf-
ten und Gremiensitzungen zwischen ihr und Vertretern des
Philologenverbandes zu in der Sache heftigen Auseinander-
setzungen. Dann prallen höchst unterschiedliche Auffassun-
gen und Zielsetzungen deutlich aufeinander, was die Minis -
terin trotzdem anschließend vor der Presse nicht daran hin-
dert, von dem großem Einvernehmen zwischen ihr und allen
Lehrerverbänden zu sprechen, sodass wir uns dann jedes
Mal augenreibend fragen, ob sie hier einer Selbsttäuschung
oder Wirklichkeitsverdrängung unterliegt oder dies bewusste
Taktik ist. Der Philologenverband hätte vielleicht noch Ver-
ständnis, wenn sie derartige Aussagen zu dem in der Tat
„kumpelhaften Miteinander“ in diesen Sitzungen zwischen
ihr, der GEW und dem VBE machen würde. Denn bekanntlich
werden diese beiden Verbände kaum einmal müde, der
Ministerin und ihren Aussagen lautstark und schmeichelnd
zu applaudieren und freudige Zustimmung zu signalisieren
– und dies in einer freundschaftlichen Art und Weise, dass
man sich oft wünschte, Mitglieder von der Basis dieser Or -
ganisationen wären einmal Zeugen derartiger – sagen wir
vorsichtig: peinlicher – Elogen.

Berufsorientierung: Heiligenstadt verteidigt maßloses
Konzept
Heiligenstadt verteidigte auch ihr kürzlich von uns heftig
kritisiertes Konzept zur umfassenden Berufsorientierung am
Gymnasium, ohne jedoch auf die damit verbundenen weite-
ren enormen Mehrbelastungen für die Lehrkräfte einzugehen,
die sich heute schon abzeichnen. „Ich halte es für außeror-
dentlich wichtig“, so die Ministerin „dass wir beim Thema
Berufs- und Studienorientierung einen engen Austausch
pflegen. Ich weiß, Sie sind sehr skeptisch, ob die Vermittlung
von Kenntnissen aus diesem Bereich überhaupt Aufgabe der
Gymnasien ist.“ 

Mit dieser ihrer Einschätzung unserer angeblichen Auffas-
sung zur Berufsorientierung lag sie mehr als daneben. Die
grundsätzliche Notwendigkeit der beruflichen Orientierung
wird von Seiten des Philologenverbands gar nicht bezweifelt
– der PhVN wendet sich gegen erneute Mehrbelastungen
durch weitere zusätzliche Gremien, Konzepte und Papiere,
die mit diesen Plänen aus dem MK verbunden sind. Hätte
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die Ministerin in den Archiven ihres Hauses geblättert, dann
hätte sie gesehen, dass sich der Philologenverband schon
vor mehr als 20 Jahren für eine wirkungsvolle Berufs- und
Studienorientierung der Schüler auch der Gymnasien einge-
setzt hatte und in einem eigens dafür geschaffenen Arbeits-
kreis Modelle und Verfahrensweisen zur Berufsorientierung
entwickelt hatte, die dann auch maßgeblich für die Arbeit
der Gymnasien auf diesem Feld wurden. Doch unser Konzept
zeichnete Augenmaß aus. Es war nicht maßlos und alleinbe-
stimmend für die Arbeit aller Lehrer in allen Klassen in allen
Fächern, wie das bei dem von Heiligenstadt propagierten
und verteidigten Modell der Fall sein soll – natürlich wieder
einmal zu Lasten der Lehrkräfte, aber auch des Fachunter-
richts. Wer das alles wann noch zusätzlich leisten soll – die
Antwort auf diese Frage blieb sie, wie immer, schuldig.

Festrede wurde in Abwesenheit vorgetragen
Der Festredner, Prof. Dr. Jürgen Rekus, musste seine Teilnah-
me am Vertretertag absagen, da er so schwer an einem grip-
palen Infekt erkrankt war, dass er nicht nach Goslar reisen,
geschweige denn dort seinen Vortrag halten konnte. Den
Vortragstext bekamen die Delegierten allerdings dennoch
zu hören, er wurde von PhVN-Schatzmeisterin Helga Olejnik
(um im Bild zu bleiben) „kompetent“ vorgelesen. 

Denn Prof. Rekus griff in seinem Redemanuskript die – vom
Philologenverband schon seit Jahren scharf kritisierte –
 Kompetenzorientierung und Ausrichtung des Unterrichts auf
Kompetenzen scharf an. Es gehe heute vielfach nur noch um
die Verpackung, nicht mehr um Inhalte. Verlust der Sache als
Kern des Unterrichts bedeute auch die Geltungsfrage nach
dem Sinn des Unterrichts. Kompetenzen seien weder richtig
noch falsch, sondern nur nützlich. Die Übernahme des „com-
petency“-Begriffs aus dem Englischen, der sich nur mit dem
Wort „Kompetenz“ übersetzen lässt, aber etwas Anderes
bedeutet, habe den Bildungsbegriff des Gymnasiums in vie-
lerlei Hinsicht verloren gehen lassen, denn gymnasiale Bil-
dung sei „wissenschaftsbezogen“ und nicht „anwendungsbe-
zogen“. Studierfähigkeit bedeute Fachkundigkeit und Urteils-
fähigkeit. Die Rückkehr von einer Kompetenzorientierung hin
zu einem wissenschaftsbezogenen Fachunterricht, der wirk-
lich kompetent macht und sich nicht in Kompetenzen ver-
liert, müsse daher vorrangiges Ziel sein.

Ein Aufsatz von Prof. Rekus zu diesem Thema, der auf der
Rede des Vertretertags basiert, ist in dieser Ausgabe von
„Gymnasium in Niedersachsen“ abgedruckt. Literaturan -
gaben runden diesen sehr lesenswerten Aufsatz, der sich
gleich an das Schwerpunktthema „Vertreterversammlung“
anschließt, ab. 

Intensive Antragsberatung – wegweisende
 Grundsatzpapiere und Resolutionen
Zur Vertreterversammlung 2016 wurden 673 Anträge einge-
reicht – ein neuer „Rekord“, der auf der einen Seite zeigt, wie
aktiv unsere Bezirks- und Ortsverbände sowie viele Schul-
gruppen des Philologenverbands Niedersachsen sind; auf
der anderen Seite beweist die Flut der Anträge aber auch,
wie gravierend die Probleme unserer Lehrkräfte inzwischen
sind. Arbeitsbedingungen, vor allem die überall als zu groß
empfundenen Belastungen in einem schulischen Umfeld, in
dem die tägliche Arbeit ohnehin immer schwerer und belas -
tender wird, standen im Zentrum der Antragslage. Hinzu
kamen zahlreiche Anträge zur Inklusion, zur Ausstattung der
Schulen und zu (fehlenden) Angeboten zur Fort- und Weiter-
bildung, zur Lehrerausbildung, zum Profil des Gymnasiums
bzw. gymnasialer Bildung und vielen anderen Themenberei-
chen. Grundsätzliche Verbandspositionen zur Inklusion und
zum Thema Profil des Gymnasiums finden sich hier ebenso
wieder wie eine erneute deutliche Forderung nach Reduzie-
rung der Belastungen, Aufgabenkritik und Umsetzung einer
40-Stunden-Woche auch für Lehrer sowie zentrale Forderun-
gen zur Lehrerbildung.

Damit nicht ausschließlich die Diskussion und Beschlussfas-
sung über Anträge das Geschehen bestimmte, wurde ein
Filmausschnitt aus der NDR-Sendung „Hallo Niedersachsen“
vom 30. November, in welchem vom Philologentag berichtet
wurde, gezeigt, in dem insbesondere die enthaltenen präg-
nanten Zitate und Kommentare unserer Delegierten den
großen Unmut der Basis über die Schul- und Bildungspolitik
der Ministerin eindrucksvoll widerspiegelten. Die leicht ten-
denziöse Kommentierung nach dem Motto „den Lehrern
geht es doch gut“ belegte aber auch wieder, wie wichtig der
konsequente Einsatz für unsere Ziele und Interessen auch
gegen einen Meinungsmainstream, der immer noch meint,
Lehrkräfte hätte wenig zu leisten und viel Freizeit, auch in
Zukunft bleiben wird.

Gymnasiale Bildung: Wissen – Urteilen – Handeln
Rede des Vorsitzenden Horst Audritz zum Philologentag 2016

Sehr verehrte Gäste, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
am Ende eines Jahres wird gemeinhin Bilanz gezogen: Und
wir fragen uns, was für eine Bilanz können wir, der Philolo-
genverband, in diesem Jahr ziehen – was haben wir auf der
Haben-Seite zu verbuchen und was auf der Soll-Seite?

Auf der Habenseite kann der Philologenverband wahrlich
eine positive, ja eine stolze Bilanz ziehen. Bei den Personal-
ratswahlen im Frühjahr dieses Jahres haben wir den deut-
lichsten Stimmenzuwachs zu verbuchen, den es je zu ver-

zeichnen gab, nicht nur an den Gymnasien selbst, sondern
auch an allen anderen Schulformen, und dieses Ergebnis ist
für uns mehr als nur eine gute Bestätigung unserer Zielset-
zungen und unserer Arbeit.

Parteien nehmen Wahlergebnisse als Gradmesser der all -
gemeinen Zufriedenheit mit ihren Zielsetzungen und ihrer
Arbeit. Übertragen auf die Personalratswahlen 2016 können
wir dann gleichsam feststellen: Unsere bildungspolitischen
und berufspolitischen Vorstellungen finden weit über die



Grenzen des Gymnasiums hinaus viel Anerkennung und
breite Zustimmung.

Unser Abschneiden an den Gymnasien kann sich dabei
besonders sehen lassen: Denn hier haben wir im landeswei-
ten Schnitt mehr als 70 Prozent der Stimmen erzielt, ein, wie
wir meinen, beachtliches Indiz dafür, wer nach Auffassung
der Lehrerinnen und Lehrer der Gymnasien ihre Interessen
und Belange am besten und wirkungsvollsten vertritt. Hin-
ter unseren bildungs- und berufspolitischen Vorstellungen
und Forderungen steht demnach die überwältigende Mehr-
heit der Gymnasiallehrer, hinter ihnen stehen auch weit -
gehend die Eltern unserer 220.000 Schüler, die ihre Kinder
ganz bewusst auf ein Gymnasium schicken.

Inflationäre Bildungspolitik: Das Markenzeichen von
SPD und Grünen
Aus dem Fundus meiner Großeltern haben sich ein paar
Geldscheine aus dem Jahre 1923 erhalten. Sie wissen: Das
war das Jahr der großen Inflation, bei der Millionen von
Menschen ihr hart Erspartes verloren haben. Einer dieser
Geldscheine trägt als Wertbezeichnung „Eintausend Mark“.
Quer darüber ist in roter Schrift gedruckt: „Eine Million
Mark“. Zwar hatte die Inflation alle Menschen zu Millio -
nären gemacht, doch die Millionen standen nur auf dem
Papier, de facto waren sie wertlos.

An diese inflationäre Entwicklung muss ich denken, wenn
ich mir die Generaltendenz der Bildungspolitik der letzten
Jahre hierzulande vor Augen führe. Die Zahlen über die wun-
dersame Vervielfachung der Einser-Abiturienten innerhalb
von nur wenigen Jahren kennen wir alle, dafür nur ein Bei-
spiel: In Berlin, das bekanntlich bei Leistungsvergleichen
innerhalb Deutschlands konstant hintere Plätze belegt, hat
sich die Zahl der 1,0-Abiturienten von 2002 bis 2012 vervier-
zehnfacht – und die Zahlen wachsen weiter. Die Abitur-
durchschnitte aller Bundesländer verbessern sich laufend,
und in Niedersachsen hat sich die Zahl der von den Grund-
schulen fürs Gymnasium empfohlenen Schüler seit den
frühen 80er Jahren um etwa 70 Prozent erhöht. 

Man könnte meinen, wir hätten mit unvergleichlich geschickt
gehandhabten Förderinstrumenten eine Leis tungsexplosion
erzielt – oder bisher geheimnisvoll verborgene Potentiale
wären plötzlich ans Licht getreten.

Das ist jedoch mehr als zweifelhaft, wenn wir gleichzeitig
von den Hochschulen hören, dass die Studienabbrecherquote
in etlichen anspruchsvollen Studienfächern bei fast 50 Pro-
zent liegt, dass zahlreiche Studenten nicht einmal mehr das
Wesentliche einer Vorlesung mitschreiben oder einen an -
spruchsvolleren Gedankengang strukturieren können. Das ist
ebenso zweifelhaft, wenn man aus der Wirtschaft hört, dass
allzu viele nicht die Grundvoraussetzungen für eine erfolg -
reiche Berufsausbildung mitbringen, wobei es nicht nur an
Grundkenntnissen, sondern auch an Grundtugenden wie
Anstrengungsbereitschaft und Durchhaltevermögen fehlt. 

Anstatt Schulpolitik einmal auf die Beseitigung dieser all-
seits erkennbaren, ebenso konkreten wie schwerwiegenden
Defizite zu konzentrieren, gehen die in Niedersachsen Ver-
antwortung tragenden Bildungspolitiker – anderenorts übri-
gens auch – einen anderen Weg: Sie vermehren die Zahl der

hochwertigen Abschlüsse durch eine Senkung der Anforde-
rungen. Sie arbeiten so wie die Inflationspolitiker, die aus
den 1000 Mark eine Million und damit das ganze Volk zu
Millionären machten, ohne dass hinter dieser Million ein
dem entsprechender tatsächlicher Wert stand.

Von vielen Seiten wird auf die Lehrkräfte ein gewaltiger
Druck ausgeübt, nur noch gute Noten zu geben – oder am
besten gar keine mehr: von bestimmten Bildungspolitikern,
von der OECD, von der Bertelsmann-Stiftung und vielen
anderen: Alle Schüler müssen Erfolg haben, heißt es da,
 Klassenwiederholungen gehörten abgeschafft, persönlicher
Misserfolg sei ein Versagen der Schule. Deutschland werde,
so wird verkündet, scheitern, wenn nicht 80 Prozent eines
Jahrganges studierten und so weiter und so weiter. Eigene
Anstrengung für den Bildungserfolg ist dabei nicht mehr
gefragt, denn dies einzufordern, könnte ja womöglich mit
dem als oberstem Ziel propagierten Anstieg der Abiturien-
tenzahlen kollidieren.

Meine Damen und Herren, so kann es
doch nicht weitergehen!

Wir erleben in Niedersachsen ganz konkret diese schulpoliti-
sche Inflation schon seit Längerem, aber besonders seit dem
vergangenen Schuljahr. Erstmalig ist mit Beginn dieses
Schuljahres die Schullaufbahnempfehlung der Grundschu-
len weggefallen. Die Botschaft, die davon ausgehen soll, ist
klar: Für den Besuch des Gymnasiums spielen Fähigkeiten,
die für das Erreichen der Ziele des Gymnasiums erforderlich
sind, keine Rolle mehr. Dazu passt, dass die Überweisung von
am Gymnasium eindeutig überforderten Schülern auf für
sie geeignetere Schulformen sehr erschwert wurde – am
liebsten hätte man sie ganz abgeschafft – doch das wagte
man noch nicht. 

Chancen für bessere Bildung durch G9 werden von
Rot-Grün leichtfertig verspielt
Ein besonders eindrucksvolles Beispiel für diese Politik der
Bildungsinflation stellt die neue Oberstufenverordnung dar.
Zwar konnten aufgrund zwingender Argumente des Philolo-
genverbandes und Protesten aus den Schulen und von Fach-
verbänden ein paar besonders schlimme Niveausenkungen
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Horst Audritz bei seiner Ansprache
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verhindert werden. So sah der Entwurf zunächst allen Ernstes
etwa eine Versetzung von Klasse 11 in die Qualifikationsphase
auch dann vor, wenn ein Schüler in bis zu fünf Fächern
mangel hafte bis ungenügende Leistungen erbracht hätte.

Aber die Verordnung bleibt auch so noch typisch genug als
Beispiel für den Bildungsabbau. Die Zahl der Klausuren –
schriftliche Prüfungen sind im besonderen Maße die Stunde
der Wahrheit – wurde vermindert, die Verbindlichkeit der 
2. Fremdsprache in Klasse 11 kann unterlaufen werden, die
Fachhochschulreife wird jetzt zu deutlich herabgesetzten Prei-
sen vergeben. Besonders stolz ist das Kultusministerium aber
auf die Einführung der sogenannten Präsentationsprüfung. 

Wir haben für die neunjährige Schulzeit am Gymnasium
nicht geworben und sie nicht gefordert, um den Weg zum
Abitur zu einem leichteren und anspruchsloseren Durchlauf
für alle zu machen, die sich einmal am Gymnasium ange-
meldet haben. Das zusätzliche Jahr muss für vertieftes
 Lernen und für mehr Bildung genutzt werden.

Deshalb dürfen die Stunden für die MINT-Fächer in der Mit-
telstufe gegenüber dem früheren G9 nicht gekürzt werden,
deshalb darf die Einführungsphase in die Oberstufe mit ein-
stündigen Fächern, mit dem Verzicht auf eine 2. Fremdsprache
und der Einrichtung eines Wahlpflichtbereichs keinesfalls zur
Spielwiese werden, und die kostbare Zeit, die wir jetzt ge -
wonnen haben, darf nicht für verantwortungslose Zeitver-
schwendung missbraucht werden.

Appell an Heiligenstadt: Profil des Gymnasiums
 wieder stärken
Frau Ministerin, wir begrüßen ausdrücklich die schnelle und
konsequente Rückkehr zu G9 im Gegensatz zu den halbher-
zigen Versuchen anderer Bundesländer, am G8 festzuhalten,
aber wir wollen keine Schwächung des gymnasialen Profils
und keine Abwertung des Abiturs, wie sie z.B. auch in der
Einführung einer Präsentationsprüfung angelegt ist.

Auf unsere Kritik hin, dass bei diesem Prüfungsformat eine
Eigenleistung des Schülers kaum erkennbar sei, verwies das
Ministerium darauf, dass diese Prüfung „modern“ und „inno-
vativ“ und ja auch in Baden-Württemberg und Hamburg ein-
geführt sei. Wir haben uns daraufhin umgehört. Erraten Sie,
was in Hamburg das am meisten gewählte Fach bei der Prä-
sentationsprüfung ist? … Nun, es ist Mathematik! Warum
wohl? Ganz einfach: Der Schüler lässt sich ein selbst gewähl-
tes mathematisches Problem von „Sachkundigen“ aufberei-
ten, präsentiert es, und in den wenigen dem Lehrer für Nach-
fragen verbleibenden Minuten schlängelt er sich durch; denn
er soll ja seine Präsentationskompetenz nachweisen, weni-
ger jedoch seine eigentlichen Kenntnisse in diesem Fach, auf
die es aber ankommt.

Die Noten sind dabei natürlich deutlich besser als bei einer
normalen mündlichen Mathematik-Prüfung, die ohne Fremd -
hilfe bewältigt werden müsste. Hier wird die Messlatte deut-
lich tiefer gelegt, doch man tut so, als werde immer noch die
gleiche Leistung erbracht. Und auch von Chancengerechtig-
keit keine Spur: denn nicht jeder hat ein bildungsnahes
Umfeld oder die finanziellen Mittel, um sich kommerzieller
Hilfe zu versichern. Dieses Prüfungsformat wird dann mit
den Begriffen „modern und innovativ“ versehen – Begriffe,

die nichts sagen, denn es sind letztlich nichts anderes als
inhaltsleere Floskeln, mit denen die Öffentlichkeit getäuscht
wird – „zertifizierte Inkompetenz“ nennt das die Bildungs -
expertin der FAZ, Heike Schmoll. 

Ich frage Sie und ich frage insbesondere die dafür Verant-
wortlichen: Wem nützt eine solche Bildungspolitik? Will man
Leistungsunterschiede zugunsten eines fragwürdigen Ver-
ständnisses von „Gleichheit“ wegradieren? Glaubt man, die
Schüler damit besonders gut auf die Herausforderungen in
Studium und Beruf vorzubereiten? Und meint man allen
 Ernstes, mit einer solchen Bildungspolitik sei unser Land für
die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts gut gerüstet?

Als Vorsitzender des Philologenverbandes
 Niedersachsen sage ich dazu: Wir werden uns
nicht zu Mittätern eines verantwortungslosen
Bildungsabbaus machen lassen, sondern uns

aus unserer Gesamtverantwortung für die
 Qualität unseres Bildungswesens heraus

 weiterhin für das pädagogische Leistungs -
prinzip an unseren Schulen einsetzen.

„Fördern und Fordern“ gehören zusammen,
nicht nur als Lippenbekenntnis, sondern als

praktische Politik. Ohne Selbstverantwortung
und eigene Anstrengung gibt es keinen

 Bildungserfolg. Das ist moderne und zukunfts -
orientierte Bildungspolitik!

Der diesjährige Leitspruch unseres Vertretertages: Gymnasiale
Bildung: Wissen – Urteilen – Handeln ist vor dem Hintergrund
des eben Gesagten zu verstehen. Wir wollen das Profil des
Gymnasiums als einer Schule schärfen, in der Leistung und Bil-
dung und damit die Vorbereitung auf ein erfolgreiches Hoch-
schulstudium oder eine erfolgreiche berufliche Tätigkeit eben-
so wie allgemeine Menschenbildung zentrale Aufgaben sind. 

Leitspruch „Ohne Wissen kein Urteilen und kein
 Handeln“ ist uns Auftrag und Verpflichtung zugleich
Die Grundlage jedes qualifizierten Urteilens und Handelns ist
das Wissen. Ohne Wissen kann kein Ingenieur eine Brücke
bauen, kein Arzt eine Diagnose stellen, kein Lehrer erfolgreich

Schülerinnen und Schüler vom Ratsgymnasium Goslar sorgten für
das musikalische Rahmenprogramm
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unterrichten. Ohne gesichertes Bildungswissen ist kein Kul-
turverständnis möglich, können vor allem auch wesentliche,
in das eigene Leben eingreifende gesellschaftliche und poli-
tisch-historische Vorgänge und Entwicklungen nicht sachge-
recht beurteilt werden. Es ist wahr: Wer nichts weiß, muss
alles glauben. Dies ist der Weg in die Unmündigkeit, das
Gegenteil von dem, was der große Immanuel Kant so ein-
drucksvoll als Grundprinzip der Aufklärung formuliert hat. 

Man sollte meinen, Wissen zu vermitteln und Leistung zu
verlangen, sei eine Selbstverständlichkeit in der Schule. Das
ist es aber nicht mehr, wie wir gesehen haben und wissen.
Und wir haben zudem seit etwa 15 Jahren die sogenannte
Kompetenzpädagogik.

Diese besagt, dass die zentrale Aufgabe von Unterricht der
Erwerb von allgemeinen instrumentalen Fähigkeiten, sprich
Kompetenzen, sein müsse. Die konkreten Inhalte, anhand
derer dies geschehen sollte, seien mehr oder weniger belie-
big und austauschbar und damit grundsätzlich sekundär.
Mithin sei auch die Kenntnis von Inhalten, sprich, solides
Fachwissen und Bildungswissen, tendenziell überflüssig.

Es soll also nur noch darum gehen, eine für das alltägliche
oder berufliche Leben nutzbare Kompetenz zu erwerben.
Viele Inhalte oder gar ganze Fächer, beispielsweise die alten
Sprachen, wären dann überflüssig, weil sie eben nicht der
unmittelbaren Nützlichkeit verpflichtet sind.

Da fragt man sich doch, meine Damen und Herren: Soll das
das neue Abiturniveau sein? Wollen wir, dass von den Schu-
len nur noch „Duracell-Häschen“ kommen, die an den Uni-
versitäten dann auch noch „mit möglichst klein verpackten
und genau definierten Kompetenzhäppchen“ gefüttert 
 werden und zu reinen „Kompetenzaneignungsmaschinen“
degradiert werden? So hat jüngst Soziologie-Professor Kühl
(Bielefeld) die Kompetenzorientierung in Schule und Univer-
sität kritisiert. 

Vom Irrweg der Kompetenzpädagogik
Wir sagen mit aller Deutlichkeit: Eine Kompetenzpädagogik,
die der törichten Meinung huldigt, man könne auf Wissen
weitgehend verzichten, da man es im Bedarfsfalle ja „down-
loaden“ könne, die mithin zwischen notwendigem Grund -
lagenwissen und bloßem Informationswissen nicht unter-
scheiden kann, hat an unseren Schulen und Hochschulen
nichts zu suchen.

Sich bedeutsame Inhalte anzueignen, sich mit anspruchsvol-
len, bildenden Inhalten auseinanderzusetzen, ist unverzicht-
bar, zumal für eine Schulform, deren Absolventen später
gehobene und führende Positionen in Staat, Wirtschaft und
Kultur einnehmen sollen. 

Erst aus dem Wissen erwächst die Erkenntnis,
erwächst die Fähigkeit, sachgerecht zu urteilen
und sachgerecht zu handeln, sich selbst zu fin-

den und als mündiger Bürger in einer freien
Gesellschaft Verantwortung zu übernehmen.
Daher muss neben allgemeinen Fähigkeiten

auch ein breites, fundiertes Grundlagenwissen 

wieder als unverzichtbare Kompetenz definiert 
werden. Dies ist die Botschaft unseres

 Philologentagsmottos.

Es ist an der Zeit, ein klares Profil für das Gymnasium neu
einzufordern. Der bekannte Bildungswissenschaftler Heinz-
Elmar Tenorth, bis 2011 Lehrstuhlinhaber an der Humboldt-
Universität Berlin, hat drei Hauptanforderungen an das
Gymnasium gestellt, die es leisten müsse: 
1.   die Vermittlung einer breiten und tiefen Allgemein -

bildung,
2.  einen Unterricht, der sich an der Wissenschaft orientiert

und aufs wissenschaftliche Arbeiten vorbereitet,
3.  die Einübung eines Sozial- und Lernverhaltens, das die

Schüler studierfähig macht.

Angesichts des vorher Gesagten brauche ich hier nicht noch
einmal ausdrücklich zu betonen, dass vieles von dem, was
Schulpolitik heute macht, eher zur Demontage dieses Profils
führt. Die Gegner des Gymnasiums wissen sehr wohl, dass
sie dieses spezifische Profil demontieren müssen, um ihre
Ziele erreichen zu können. Ohne das von Tenorth beschrie -
bene Profil ist nämlich das Gymnasium kein Gymnasium
mehr, und das genau ist es, was unsere Gegner wollen. 

So wie wir ein klares Profil für das Gymnasium fordern, so
fordern wir auch ein klares Profil für die anderen Schulfor-
men des allgemeinbildenden Schulwesens. Mit Sorge sehen
wir, dass berufsorientierende und berufsvorbereitende
Schulprofile immer mehr in den Hintergrund gedrängt wer-
den. Die jahrelange Trommelfeuerpropaganda der OECD,
dass nur das Abitur Berufserfolg und gutes Einkommen
ermögliche, und nur möglichst viele Abiturienten den wirt-
schaftlichen Erfolg eines Landes garantieren würden, hat
ihre Wirkung nicht verfehlt. 

Dass diese Propaganda häufig mit manipulierten, unwahren
Statistiken geführt wurde, mochten nur wenige kritisieren.
Allein ein Blick auf die wirtschaftliche Situation und die
Höhe der Jugendarbeitslosigkeit in den Ländern mit einer
Abiturquote von 70 und mehr Prozent – wie Frankreich,
 Italien und Spanien – zeigt die ganze Unredlichkeit und
Unehrlichkeit der OECD-Propaganda.

Allmählich aber beginnt die Erkenntnis zu wachsen, dass mit
dem Abitur- und Akademisierungswahn – wie Prof. Nida-
Rümelin, immerhin Kulturstaatsminister im ersten Kabinett
Schröder und Vorsitzender der Grundwertekommission der
SPD – es nennt, nicht der Wohlstand wächst, sondern viel-
mehr ein tragender Pfeiler unseres Wohlstandes, das duale
System, um das uns die Welt beneidet, ausgehöhlt wird.

Wir haben in Deutschland bis 2020 kein nennenswertes Defi-
zit an Ingenieuren, schon gar nicht an Soziologen, Eventma-
nagern und Theaterwissenschaftlern zu erwarten, wohl aber
ein Fehl von 1,5 Millionen qualifizierten Facharbeitern. 

Es wird also Zeit, die berufsbildenden Profile an Realschulen,
Oberschulen und Gesamtschulen zu stärken und die dort
 liegenden Zukunftschancen deutlich zu machen. Wenn Sie
dafür etwas tun, Frau Ministerin, tun Sie etwas Wichtiges für
die Zukunft unseres Landes.



Verhängnisvolle Inklusionspolitik: Keine systematische
Hilfe und keine gezielte Förderung von Schülern mit
Behinderungen 
Ein besonders umstrittenes Feld der gegenwärtigen Schul-
politik stellt die Inklusion dar. Die Inklusionspolitik in diesem
Lande beunruhigt auch unsere Mitglieder, wie wir aus vielen
Anfragen und Gesprächen wissen. Zahlreiche diesbezügliche
Anträge an die diesjährige Vertreterversammlung unter-
streichen dies.

Immer wieder wird von denjenigen, die längerfristig die
Abschaffung eines differenzierten Schulwesens anstreben,
die UN-Behindertenrechtskonvention verfälschender Weise
so interpretiert, als sei damit zwangsläufig die Verpflichtung
zur Einführung der „einen Schule für alle“ verbunden. So
erklärte in Niedersachsen die rot-grüne Koalition in ihrer
Vereinbarung von 2013 unter Berufung auf diese Konvention,
sie wolle „die Förderschulen im Dialog mit allen Beteiligten
schrittweise in die bestehenden allgemeinen Schulen über-
führen“ – eine Zielsetzung, die unmissverständlich ist. Der
versprochene „Dialog“ stellt dabei nur ein Feigenblatt dar,
wie sich das bei der generellen Abschaffung der Förderschule
„Lernen“ gezeigt hat, als sich Rot-Grün über massive Proteste
betroffener Eltern rigoros hinwegsetzte. Dialog bedeutete
dabei eben nur: Wir reden zwar mit Euch, aber egal, was ihr
wollt, wir halten an unserem Ziel, an unseren Vorhaben fest.

Selbstverständlich bejaht der Philologenverband die Zielset-
zung der UN-Konvention voll und ganz, nämlich das Recht
behinderter Menschen auf die volle Teilhabe an allen Bil-
dungsmöglichkeiten und die Entfaltung ihrer Fähigkeiten mit
dem Ziel einer Gleichberechtigung und vollen Integration in
einer freien Gesellschaft Wirklichkeit werden zu lassen. Aber
die Frage ist doch, wie wir das am besten erreichen können. 

Die UN-Konvention zwingt – wie schon ihr englischer Text
zeigt – dazu den Unterzeichnerstaaten auf der Welt keine
bestimmte Schulform auf, und von der Abschaffung der
 Förderschulen ist dort schon an keiner Stelle die Rede – kein
 Wunder, denn so bewährte Einrichtungen zur Förderung
Behinderter gibt es andernorts kaum. Nicht zuletzt die Kultus-
ministerkonferenz hat das schon 2010 festgestellt: „Aussagen
zur Gliederung des Schulwesens enthält die Konvention

nicht.“ Doch diese Aussage passt nicht in das Programm von
Rot-Grün. 

Entscheidend ist aber vielmehr ein Artikel der UN-Konvention,
der von den Befürwortern einer all umfassenden, bedin-
gungslosen Inklusion bezeichnenderweise gern unterschla-
gen wird. Er lautet: „Bei allen Maßnahmen, die Kinder mit
Behinderungen betreffen, ist das Wohl des Kindes ein
Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist.“ 

Dies ist eine Aufforderung zu differenzierten Lösungen in
Deutschland, nicht jedoch zu einer ideologisch motivierten
Einheitslösung, wie sie hier propagiert wird, und schon gar
nicht zum Einheitsschul-Zwang.

Abschaffung von Förderschulen: Rot-Grün wird mit
ideologischen Zielsetzungen an Eltern scheitern
An den deutschen Förderschulen arbeitet ein Lehrpersonal,
das durch ein eigens auf die spezifischen und komplizierten
Förderaufgaben eben nicht nur durch ein paar Studienmodu-
le oder durch eine förderpädagogische „Schnellbesohlung“
an Wochenenden, vorbereitet wurde, sondern durch ein
 spezielles Studium; ein Lehrpersonal, das bei sehr kleinen
Lerngruppen auf die jeweiligen Fördernotwendigkeiten ein-
gehen kann und die betreffenden Schüler täglich betreut
und nicht nur, wie an den sog. „Regelschulen“ im inklusiven
Unterricht üblich, zweimal pro Woche für einige Stunden.
Förderschulen sind auf die besondere Situation von Schülern
mit Behinderungen ausgerichtet bis hin zur notwendigen
pflegerischen Versorgung.

Viele Eltern von Kindern mit Förderbedarf haben erkannt,
dass ihre Kinder in Förderschulen in vielen Fällen besser auf-
gehoben sind als in Regelschulen, wo sie in viel zu großen
Klassen sitzen und nicht angemessen betreut und gefördert
werden können. Die massiven Elternproteste gegen die
Abschaffung der Förderschulen Lernen und Sprache – wie
Sie wissen, Frau Ministerin, auch in Ihrem Wahlkreis – zeigen
das ebenso wie die an verschiedenen Stellen zu beobachten-
de Entwicklung, dass Eltern ihre Kinder aus den Regelschulen
abmelden und wieder in die Betreuung einer Förderschule
geben. So meldete etwa der WDR im Januar dieses Jahres,
dass allein in NRW 2000 Schüler mit Förderbedarf von einer
Regelschule zurück auf eine Förderschule gewechselt sind. 

Uns liegen zahlreiche Informationen niedersächsischer
Grundschullehrkräfte vor, die von großen Problemen mit
lerngestörten Kindern im Unterricht berichten. Deren
Betreuung durch Förderschullehrkräfte und die notwendige
sonstige Ausstattung seien unzureichend, die Unterrichtung
der übrigen Schüler werde teilweise beeinträchtigt und die
Lehrkräfte fühlten sich mit den Problemen allein gelassen.

Dies entspricht viel eher der Lage an der pädagogischen
Front als die nach oben gegebenen geschönten Erfolgsbe-
richte und Beifallsbekundungen, die von interessierten Krei-
sen öffentlich angestimmt werden. Wir fordern angesichts
dieser Situation eine ehrliche, ich betone, eine ehrliche
Bestandsaufnahme und sich daraus ergebende Kurskorrek-
turen. Wir mahnen dabei als unantastbares Grundprinzip
ausdrücklich an, sich bei allen Maßnahmen zur Beschulung
von Kindern mit Behinderungen vom Kindeswohl leiten zu
lassen, und von nichts anderem.
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Ohne der geplanten Verabschiedung der Resolution zum
Thema Inklusion durch diese Vertreterversammlung im Ein-
zelnen vorgreifen zu wollen, möchte ich schon jetzt folgen-
des klar feststellen:
■    Die Gymnasien haben bereits in der Vergangenheit, lange

bevor der Begriff „Inklusion“ geprägt wurde, behinderte
Schüler unterrichtet und werden dies selbstverständlich
auch weiterhin mit Engagement tun.

■    Wir sehen allerdings keinen Sinn in einer Beschulung von
behinderten Kindern und Jugendlichen am Gymnasium,
bei denen nicht die geringste Chance besteht, dass sie die
staatlich festgelegten Ziele dieser Schulform jemals er -
reichen. Dies ist nicht nur mit dem Bildungsauftrag des
Gymnasiums, wie er im Schulgesetz formuliert ist, un -
vereinbar. Es verstößt vor allem gegen das von der UN-
Resolution ausdrücklich herausgehobene Kindeswohl als
entscheidendem Regulativ. Denn ein Schüler, der dem
Unterricht auf gymnasialem Niveau in keiner Weise
 folgen kann, wird dadurch zwangsläufig permanent 
 frustriert, bestenfalls dauerhaft gelangweilt.

Ich erinnere in diesem Zusammenhang an einen Satz aus
der letztjährigen Vertretertagsrede von Ministerpräsident
Weil: „Es werden und sollen nach und nach immer mehr
Schüler mit Handicaps die Chance haben, den gymnasialen
Weg zur Hochschulreife einzuschlagen, wenn sie dazu
imstande sind.“ Wenn sie dazu imstande sind… darauf
kommt es an, meine Damen und Herren!

Wir wenden uns daher mit Entschiedenheit
dagegen, die Inklusion durch eine

 Vereinnahmung für parteipolitische Ziele wie
die  Einführung „einer Schule für alle“ zu

 missbrauchen, wie das in der Abschaffung von
Förderschulen zum Ausdruck kommt.

Übermäßige und rechtswidrige Arbeitsbelastungen
kennzeichnen den beruflichen Alltag
Auch nachdem die willkürliche Arbeitszeiterhöhung der
 Landesregierung für Lehrkräfte an Gymnasien an der erfolg-
reichen Klage des Philologenverbandes gescheitert ist, bleibt
das Thema „übermäßige Arbeitsbelastung der Lehrkräfte“
mit hoher Priorität auf der Tagesordnung.

Lassen Sie mich kurz zusammenfassen, was seit unserem
letzten Philologentag geschehen ist: Vor einem Jahr hatte
Ministerpräsident Weil deutlich signalisiert, dass ihm der
Abbau der Fülle verzichtbarer außerunterrichtlicher Auf -
gaben am Herzen liegt. Dies entsprach einer unserer Kern-
forderungen, die auf zwei Punkte abzielte: Erstens sollte
damit mehr Zeit für die Kernaufgabe von Schule gewonnen
werden, nämlich guten Unterricht zu machen, zum anderen
sollte dies auch ein Schritt zu einer längst überfälligen Ent-
lastung der Lehrkräfte sein.

Das Kultusministerium reagierte darauf allerdings nicht mit
einer umgehenden Reduzierung von längst als überflüssig
erkannten Aufgaben, sondern mit der Planung einer Online-
Befragung aller 86.000 Lehrkräfte. Sehr schnell wurde dabei
in den vorbereitenden Sitzungen klar: Es ging dem Ministeri-
um nicht um eine konkrete Feststellung der Arbeitsbelastung
der Lehrkräfte durch bestimmte Aufgaben und um  eine Fest-

stellung der Arbeitsbelastung insgesamt. Vielmehr wurde
die Themenstellung einfach verschoben, indem es jetzt hieß,
„im Mittelpunkt stehe die Passung zwischen den Vorgaben
des Ministeriums einerseits und der Umsetzung im Arbeit-
salltag der Lehrkräfte andererseits“. 

Von Arbeitszeit war keine Rede mehr! Passend dazu hatten
Sie, Frau Ministerin, in einer Presseerklärung vom 29. Januar
2016 jede Reduzierung der Unterrichtsverpflichtung oder ein
Mehr an Anrechnungsstunden kategorisch ausgeschlossen.

Von der in der bereits erwähnten Presseerklärung vom
29.Januar angekündigten „gemeinsamen Ausarbeitung“ der
Umfrage mit den Lehrerverbänden war danach in den ent-
sprechenden Gremiensitzungen nichts mehr zu spüren. Alle
vom Ministerium als kritisch eingestuften Vorschläge wie
etwa die Berücksichtigung schulformspezifischer Belastun-
gen oder die konkrete Erfassung solcher Belastungen durch
das Übermaß an Konzeptionserarbeitungen und entspre-
chenden Gremiensitzungen wurden beiseite gewischt. Wört-
lich wurde dabei gesagt, dass die Reformpolitik der Ministerin
nicht in Frage gestellt werden dürfe. Entsprechend wurde
auch die Möglichkeit freier Eingaben gezielt und bewusst auf
ein Minimum begrenzt und die Formulierung zahlreicher
 Fragen suggestiv gestaltet, wie wir an vielen Beispielen nach-
gewiesen haben. Doch das ist nunmehr schon seit geraumer
Zeit „Beteiligung“ niedersächsischer Provenienz.

Die niedersächsischen Lehrkräfte haben diese Tendenzen
durchschaut und sich zu etwa 90 Prozent der Teilnahme
 verweigert. Von den Lehrkräften an Gymnasien haben sich
sogar nur ca. 7 % an dieser Befragung beteiligt, die restlichen
93 Prozent haben auf Teilnahme verzichtet – mit Recht, wie
ich ergänzen möchte, wenn man sich die teilweise geradezu
manipulativen Fragen ansieht. 

Als nächstes soll nun ein gemischtes „Expertengremium“ die
arbeitszeitrelevanten Tätigkeiten von Lehrkräften und Schul-
leitungen ermitteln und objektive Kriterien zu deren Bewer-
tung entwickeln. Spätestens damit dürfte jedem klar sein,
dass der gesamte Fahrplan auf Verzögerung und Zeitgewinn
angelegt ist. Denn bis zur Landtagswahl in gut einem Jahr
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dürften Ergebnisse und fühlbare Schritte zur Entlastung der
Lehrkräfte wohl kaum noch zu erreichen sein, zumal wenn
man bedenkt, dass seit den deutlichen Zusagen von Minis ter -
präsident Weil zum Aufgabenabbau ein Jahr vergangen ist,
ohne dass in dieser Hinsicht irgendetwas geschehen ist.

Ohne jedes Augenmaß: Heiligenstadt bürdet
 Lehrkräften immer weitere neue Lasten auf
Im Gegenteil! Vor wenigen Tagen haben Sie, Frau Ministerin,
ein 23seitiges Musterkonzept für die „kompetenzorientierte
Berufs- und Studienorientierung“ veröffentlicht, dessen
 Realisierung den Schulen und Lehrern einen Berg neuer,
zusätzlicher Aufgaben aufbürdet. Natürlich unterstützt der
Philologenverband grundsätzlich eine angemessene Berufs-
und Studienorientierung, lehnt aber maßlose und völlig
überzogene Konzepte dieser Art ab. Nach den Vorgaben soll
jede Schule ein jeweils eigenes Konzept erstellen – und ein-
mal mehr auf sich selbst gestellt das Rad neu erfinden –
lernt man denn gar nichts dazu?

Das Konzept soll – ich nenne jetzt nur einige Forderungen
dieses Papiers – in die Gestaltung der schuleigenen Arbeits-
pläne für jedes einzelne Fach (!) jahrgangsbezogen ab Klasse
5 einfließen und dessen festzuschreibende Beiträge im schul -
eigenen Konzept zusammenführen, es soll gendergerecht
ausgerichtet sein und auch die besonderen Probleme der
Migrantenkinder vor dem Hintergrund ihrer jeweiligen kultu-
rellen Prägung berücksichtigen, es schreibt – im Gymnasium
ab Klasse 5 – schülerindividuelle „Kompetenzfeststellungs-
verfahren“ vor, es fordert eine umfassende Zusammenarbeit
mit den Eltern und selbstverständlich sind die Kontakte zu
den berufsbildenden Schulen und außerschulischen Koopera-
tionspartnern und der Bundesagentur für Arbeit zu pflegen
und die Elemente des Konzepts kontinuierlich zu koordinie-
ren und – wie könnte es anders sein – zu evaluieren. Dass zur
Bewältigung dieser Aufgaben – wieder einmal – ein neues
Gremium eingerichtet werden soll, versteht sich von selbst.

Auf die vielen sachlichen Ungereimtheiten des Papiers will
ich hier gar nicht eingehen. Ich stelle aber fest: 

Einmal mehr wird die Frage, wer das alles wann
leisten soll, weder gestellt, geschweige denn

beantwortet. Umgang mit Heterogenität und
Inklusion, Grundlagen der Förderdiagnostik,

Deutsch als Zweit- und Bildungssprache, inter-
kulturelle Kompetenz sowie Berufsorientierung,
immer mehr sogenannte Querschnittsaufgaben
und immer weniger Fachunterricht, so kann es

nun wirklich nicht mehr weitergehen. 

Wir sind empört, dass sich die Landesregierung nach wie vor
weigert, die Lehrerarbeitszeit endlich den Gesetzen des Landes
entsprechend zu gestalten. Wir wollen nicht mehr und nicht
weniger als Arbeitszeitgerechtigkeit und gute Arbeitsbedin-
gungen für die Erfüllung unseres beruflichen Auftrages.

Unser Ziel ist klar: 40-Stunden-Woche auch für Lehrer
– so will es das Gesetz
Wir fordern für alle Lehrkräfte die Einhaltung der im Beam-
tengesetz festgeschriebenen 40-Stunden-Woche, die abhän-
gig von Schulform und Belastungen z.T. erheblich überschritten
wird, wie alle einschlägigen Untersuchungen zeigen. Die

jüngste Arbeitszeituntersuchung der Universität Göttingen
hat einmal mehr bestätigt, dass dabei die Lehrkräfte an den
Gymnasien immer an der Spitze der Arbeitsbelastung stehen.
Das OVG-Lüneburg hat in seinem Urteil unterstrichen, dass
die 40-Stunden-Woche für Lehrkräfte umgehend umgesetzt
werden muss. Seitdem sind schon wieder mehr als 1 Jahre
vergangen, und eine Lehrerarbeitszeituntersuchung in
 Niedersachsen liegt immer noch in weiter Ferne. Die Landes-
regierung kann sich aber aus ihrer Verantwortung für die
Umsetzung der gesetzlich vorgeschriebenen Lehrerarbeits-
zeit nicht dadurch stehlen, dass sie sich weigert, eine ent-
sprechende Untersuchung durchzuführen bzw. versucht, auf
Zeit zu spielen, wie ein Rechtsgutachten erneut unmissver-
ständlich feststellt. Ohne eigene Arbeitszeituntersuchung
muss sie eben – zunächst – die erforderlichen Maßnahmen
auf der Grundlage der zahlreich vorhandenen Untersuchun-
gen und Erhebungen umsetzen.

Wir fordern daher die Landesregierung auf, ihre offensicht -
lichen pflichtwidrigen Verstöße gegen die rechtlichen
Bestimmungen zur Arbeitszeit schnell und unbürokratisch
zu unterlassen und endlich auch die gesetzlich vorgeschrie-
bene 40-Stunden-Woche für Lehrer sicherzustellen.

Insbesondere fordern wir:
■    Senken Sie endlich die Unterrichtsverpflichtung.
■    Bauen Sie bürokratische und ineffektive Aufgaben ab.
■    Stellen Sie endlich einen zeitlichen Ausgleich für beson-

dere Belastungen durch die Wahrnehmung von Funk -
tionen und die vielen zusätzlichen Aufgaben sicher, die
Lehrer heute wahrzunehmen haben.

■    Geben Sie unseren älteren Kollegen ihre wortbrüchig
gestrichene Altersermäßigung zurück, auf die sie
Anspruch haben und die unverzichtbar ist, um nicht wei-
ter über die Gebühr mit der Gesundheit Raubbau treiben
zu müssen.

Wir alle wissen, und auch die Öffentlichkeit sieht zuneh-
mend, wie aufwendig und schwierig unsere Arbeit in den
Schulen geworden ist, wieviel in den letzten 15 Jahren ein-
fach draufgesattelt wurde und weiter draufgesattelt werden
soll. Lassen Sie mich mit einem Zitat hierzu schließen: „Die
hohe Antragslage zu Teilzeitarbeit von Lehrkräften signali-
siert, dass die niedersächsischen Lehrkräfte überlastet und
eine Teilzeitregelung oftmals die einzige Möglichkeit ist, ihre
Arbeit zu erledigen. Das Kultusministerium ist deshalb drin-
gend aufgefordert, die Arbeitsbedingungen der Lehrkräfte
so zu verbessern, dass die Aufgaben in der Regelarbeitszeit
von 40 Wochenstunden zu schaffen sind.“

Frau Ministerin, ich hoffe, Sie erinnern sich an dieses Zitat aus
Ihrer Presseerklärung, die Sie als bildungspolitische Spreche-
rin der SPD-Landtagsfraktion am 29. Januar 2009 abgaben.
Ist das denn alles vergessen, was damals für Sie offenbar rich-
tigerweise galt, als Sie noch in der Opposition waren?

Wir können jetzt nur sagen, Frau  Ministerin:
Folgen Sie heute endlich Ihren eigenen Erkennt-
nissen von damals – das wäre ein notwendiger

Beitrag zur Arbeitszeitgerechtigkeit und zur
Sicherung einer guten und leistungsfähigen

Schule in Niedersachsen.



Gymnasiale Bildung: 
Der forschende Zugang zur Welt von morgen
Positionspapier des Philologenverbands Niedersachsen, beschlossen auf der VV 2016

Das Gymnasium steht am Beginn des 21. Jahrhunderts vor
großen Herausforderungen: „modern“ soll es sein, umfassend
mit neuen Medientechnologien ausgestattet werden, die den
Unterricht „revolutionieren“, die Tätigkeit von Lehrkräften viel-
leicht ganz in den Hintergrund treten lassen. Angesichts der
Tatsache, dass das gesamte Weltwissen mittlerweile an jedem
Ort, zu jeder Zeit und für jeden Menschen prinzipiell abrufbar
ist, ist das Gymnasium mit Forderungen konfrontiert, Bildung
in einer digitalen Lernwelt völlig „neu zu denken“.

Um angesichts dieser rasanten Entwicklungen nicht zu Feh-
lentscheidungen zu kommen, ist es erforderlich, sich auf
Grundlagen und Konzepte des gymnasialen Bildungsauf-
trags zu besinnen.

Wissenschaftsbezug als durchgängiges Prinzip
 gymnasialen Unterrichts
„Das Gymnasium vermittelt seinen Schülerinnen und Schülern
eine breite und vertiefte Allgemeinbildung und ermöglicht
den Erwerb der allgemeinen Studierfähigkeit. Es stärkt
selbstständiges Lernen und wissenschaftspropädeutisches
Arbeiten“ – so definiert das Niedersächsische Schulgesetz
den gymnasialen Bildungsauftrag. Dieser Auftrag unterwirft
den Unterricht am Gymnasium einem durchgängigen
 Wissenschaftsbezug; durch ihn muss wissenschaftsme -
thodisches Denken geschult werden, das die Vergabe der
 allgemeinen Hochschulreife rechtfertigt und den erfolg -
reichen Abschluss eines Hochschulstudiums ermöglicht.

Der Beschluss der KMK vom 16.06.2016 über die „Gestaltung
der gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II“ betont:
Der Unterricht in der gymnasialen Oberstufe „führt exempla-
risch in wissenschaftliche Fragestellungen, Kategorien und
Methoden ein“. Dieses gymnasiale Unterrichtsziel ist in den
Klassen 5 -10 des Gymnasiums systematisch vorzubereiten.
Insofern ist der Wissenschaftsbezug das unterscheidende
Charakteristikum des Gymnasialunterrichts gegenüber dem
Unterricht anderer Schulformen im Sekundarbereich I. Er ist
von Anfang an wissenschaftspropädeutisch ausgerichtet und
problemorientiert angelegt.

Der Mathematikunterricht soll nicht nur das Rechnen lehren,
sondern schrittweise auch in die Wissenschaft der Mathe -
matik einführen; der Geschichtsunterricht soll nicht nur
historische Ereignisse behandeln, sondern die Methoden
 wissenschaftlicher historischer Forschung und Einsichten in
die Zusammenhänge historischer Ereignisse aufzeigen; der
Sprachunterricht soll nicht nur dem Erlernen einer Fremd-
sprache dienen, sondern auch in die Vielfalt differenzierten
begrifflichen Denkens und Ausdrucksvermögens einführen.

Ausgewählte Unterrichtsinhalte stehen nicht für sich allein,
sondern vertreten exemplarisch eine Kategorie, die einen für

das Leben in unserer Gesellschaft wesentlichen Aspekt dar-
stellt.

Forschendes, d.h. fragendes Lernen ist dabei eine zentrale
Methodik gymnasialen Unterrichts bereits im Sekundarbe-
reich I: sei es bei der Beweisführung zur Verifizierung mathe-
matischer Regeln und Gesetzmäßigkeiten, sei es bei der
 Herleitung bisher unbekannter grammatischer und syn -
taktischer Funktionen im altsprachlichen wie auch im neu-
sprachlichen Unterricht.

Ein modernes Gymnasium definiert sich von seinen
Bildungszielen
Das Gymnasium hat die Aufgabe, junge Menschen auf die
Welt von heute und auf die Welt von morgen vorzubereiten,
sie zu schulen, auf gesicherter Wissensgrundlage der Vergan-
genheit und Gegenwart neue Antworten zu suchen und zu
geben, die von ihnen in der Zukunft erwartet werden. Daher
führt gymnasialer Unterricht bereits im Sekundarbereich I
generell über die Erfassung von Wissenstatbeständen hin-
aus, beinhaltet die Prüfung ihrer Richtigkeit, die Einordnung
und Bewertung in übergeordneten Kontexten, die Notwen-
digkeit, Fragen zu stellen, Dinge in Frage zu stellen, suchend
weitergehende Problemstellungen aufzuwerfen und neue
Lösungen zu finden. Nur ein solcher gymnasialer Unterricht,
der sich dieser Aufgabenstellung verpflichtet fühlt, ist im
eigentlichen Wortsinn „modern“, weil er auf die Zukunft aus-
gerichtet ist und den Schülerinnen und Schülern das Rüst-
zeug vermittelt, mit dem sie in einer noch unbestimmten
Zukunft bestehen und diese zugleich gestalten können. 

Stellenwert der digitalen  Techniken
Der Umgang mit Computer und Internet bildet ohne Zweifel
neben Lesen, Schreiben und Rechnen mittlerweile die vierte,
unverzichtbare Kulturtechnik. Es ist die herausragende
pädagogisch-didaktische Aufgabe, die neuen Technologien
sinnvoll und systematisch in Unterrichtskonzepte zu inte-
grieren.

Dabei darf Digitalisierung nicht nur unter technischen As -
pekten betrachtet werden und darf nicht dem Ziel eines eng
begrenzten funktionalen Lernens dienen. Vor ihrem Einsatz
muss vielmehr die Frage stehen, welche Inhalte mit welchen
Bildungszielen vermittelt werden sollen. Erst auf dieser
Grundlage ist zu entscheiden, in welchem Rahmen dabei
digitale Techniken für einen solchen Bildungserwerb nützlich
sind. Es geht um Bildung im Kontext der Digitalisierung, also
um die Frage, welche Herausforderungen sich für Bildung
und Schulen durch die Digitalisierung ergeben. Die über -
ragende Rolle der Lehrkräfte, die lenken und motivieren,
steht für erfolgreiches Lernen daher auch in diesem Zusam-
menhang außer Frage.
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Trias aus „Wissen“, „Können“ und „Haltung“
Grundlegende Forderungen an ein digitales Lernen unter-
scheiden sich deshalb keineswegs von Bildungszielen einer
„prädigitalen“ Zeit:

Vielmehr ist jede einseitige Verkürzung allein auf einen bloß
funktionalen Bildungsbegriff für den gymnasialen Bildungs-
gang abzulehnen. Denn ein solcher setzt traditionelle, kultu-
rell gebundene Wissensbestände, die es aus gutem Grund zu
bewahren gilt, einer inhaltlichen Beliebigkeit aus und be -
stimmt das Unterrichtsgeschehen nur vom Methodendenken
her. Vielmehr ist eine verantwortungsvolle Bestimmung kul-
turell verankerter Unterrichtsgegenstände erforderlich, der
alle weiteren unterrichtlichen Gestaltungsaspekte wie lern-
theoretisch geeignete Methoden oder Medien unterzuordnen
sind.

Insofern beinhaltet ein Kompetenzbegriff, gedacht als Trias
aus „Wissen“, „Können“ und „Haltung“, diesen Anspruch
gymnasialen Unterrichts.
■    Grundlage für alle Lernprozesse ist eine solide Wissens-

vermittlung. Der Aufbau kognitiver Strukturen verlangt
die ständige Vernetzung von Wissensbeständen, die nur
durch einen gut strukturierten und inhaltlich fundierten
Unterricht erreicht werden kann. Nur in dieser Weise kann
gymnasialer Unterricht dem Prinzip der Wissenschafts -
pro pädeutik gerecht werden. Jeder Unterricht muss dabei
angesichts der Fülle bedeutsamer möglicher Inhalte
exemplarisch ausgerichtet sein. Von prägnanten inhalt -
lichen Beispielen ausgehend soll er zu elementaren Ein-
sichten führen, mit deren Hilfe wieder Neues aufgeschlüs-
selt werden kann. 

■    Auf der gesicherten Basis eines Grundwissens kann sich
der Aspekt des „Könnens“ entfalten. Wissensbestände
müssen transferfähig sein. Ziel ist die Fähigkeit zu erken-
nen, welche Fragen zu stellen sind, um neue richtige Infor-
mationen zu erhalten, um so bisher unzugängliche Pro-

bleme zu lösen. Ziel ist ferner die Entwicklung der Fähig-
keit, nutzbare von weniger brauchbaren Informationen zu
unterscheiden. Die Qualität dieser Transferleistungen in
den erhöhten Anforderungsbereichen ist das Charakteris -
tikum anspruchsvollen gymnasialen Unterrichts.

■    Noch weiter reichende Konsequenzen ergeben sich bei der
Betrachtung des Aspekts der „Haltung“. Ziel gymnasialen
Unterrichts ist die Selbstbestimmung in sozialer Verant-
wortung. Das Entwickeln einer Fragehaltung, einer Haltung,
etwas verstehen zu wollen, den Dingen mit Ausdauer auf
den Grund gehen zu wollen, bildet die Grundlage für wis-
senschaftspropädeutisch orientierten Unterricht. Um diese
für ein erfolgreiches Studium unverzichtbare Haltung zu
erlangen, bedarf es einer ständigen Konfrontation mit Pro-
blemstellungen, der Auseinandersetzung mit Kontroversen,
der Diskussion von Alternativen, des Ringens um Bewer-
tungssituationen. So kann die Fähigkeit entwickelt wer-
den, auch das scheinbar Sichere kritisch zu hinterfragen,
sich der Grenzen unseres Wissens bewusst zu werden
 Dieser problemorientierte Unterricht beginnt konsequent
in Klasse 5 und ist die anspruchsvolle Leitidee für alle
 Jahrgangsstufen des Gymnasiums. Ein Unterricht, der 
die  Haltung eines Schülers zum eigenen Lernen in dieser
Weise nachhaltig prägt, vermittelt die notwendigen
 Voraussetzungen für ein erfolgreiches Studium und soll
befähigen, in Verantwortung für sich, für die Mitmenschen
und für die Gesellschaft zu handeln.

Bildung verlangt Inhalte
Die Verständigung über gemeinsame Werthaltungen bildet
in unserer Gesellschaft eine wesentliche Basis für ein gelin-
gendes Zusammenleben. Für den kulturellen Zusammenhalt
der Gesellschaft ist es unverzichtbar, dass ihre Mitglieder
sich in ihren Vorstellungen auf gleiche oder doch ähnliche
Erfahrungen beziehen können. Diese werden hauptsächlich
an bedeutsamen Inhalten erfahren.

Vorstand und Tagungspräsidium bei der Arbeit
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Für das Fach Deutsch gilt: Wer sich mit Büchners Drama
„Dantons Tod“ auseinandergesetzt hat, wird Revolutionen
nicht mehr unkritisch beurteilen; wer in Schillers „Don
 Carlos“ erfährt, wie der Versuch gewaltsamer Durchsetzung
von Freiheit die Freiheit selbst gefährdet, kann nicht mehr
gedankenlos Gewalt einsetzen, um Freiheit zu erzwingen.
Diese und andere Beispiele herausragender Literatur, wel-
cher Gattung und Epoche auch immer, regen dazu an, sich
mit fundamentalen menschlichen Konflikten und den
zugrundeliegenden Werthaltungen auseinanderzusetzen.

Im Fach Geschichte geht es nicht um die chronologische
Aneinanderreihung historischer Fakten, sondern um multi-
perspektivisch zu erschließende Sichtweisen auf historische
Ereignisse. Wenn im 8. Jahrgang der Imperialismus im 19. Jahr -
hundert und der Erste Weltkrieg thematisiert werden, sollen
die Schülerinnen und Schüler erkennen, dass historische
Phänomene wie der europäische Kolonialismus in  Afrika und
der Beginn des Ersten Weltkriegs von Zeit genossen sehr
unterschiedlich erlebt und beschrieben wurden und bis
heute zu forschendem Fragen Anlass geben.

Für das Fach Mathematik sei die Auseinandersetzung mit
Fragen der Unendlichkeit in der Analysis oder mit Fragen
von Determinismus und Zufall in der Stochastik stellver -
tretend angeführt. Die Fähigkeiten, komplexe Situationen
analytisch strukturell zu erfassen sowie Wesentliches von
Unwesentlichem zu unterscheiden, wird durch das Fach
Mathematik wie in keinem anderen Fachgebiet geschult.
Erst wenn solche Erfahrungen nicht vereinzelt bleiben,
 sondern möglichst vielen Mitgliedern der Gesellschaft
 vermittelt werden, erwächst eine kulturelle Kohärenz.

Daher ist es aus Sicht des Philologenverbandes Niedersach-
sen unerlässlich, bei der Auswahl von Unterrichtsinhalten

sicherzustellen, dass die Kategorie, für die der jeweilige
Inhalt steht, geeignet ist, einen bedeutsamen Aspekt dieser
Welt zu erschließen und einen wesentlichen Beitrag für das
Zusammenleben in unserer Kultur zu liefern.

Schulformspezifische Lehrerbildung unabdingbar
Um jungen Menschen einen fragenden, forschenden
Zugang zur Welt zu ermöglichen, ihre Neugier zu wecken,
ihnen das nötige Fachwissen zu vermitteln und Lösungs -
wege grundsätzlich offenhalten zu können, bedarf es fach-
wissenschaftlich wie fachdidaktisch qualifizierter Lehrkräfte. 

Daraus ergibt sich als Konsequenz, dass Gymnasiallehrkräfte
niemals nur „Lernbegleiter“ sein können. Sie müssen ihren
Schülerinnen und Schülern in einem klar strukturierten
Unterricht über ein ausgewogenes Verhältnis von angeleite-
tem und selbstständigem Lernen den Weg in die Arbeits -
weisen der Fachwissenschaftlichkeit weisen und ihnen ihrer-
seits durch ihr Wissen, ihr Können und ihre Haltung Vorbild
sein. Jeglicher „fachfremde“ Unterricht ist aus diesen Grün-
den abzulehnen.

Folglich muss die Ausbildung der Lehrkräfte für die Gym -
nasien auch künftig in einem speziell auf diese hohen An -
forderungen ausgerichteten eigenständigen Studiengang
und in einer zweiten Phase an einem gymnasialen Studien-
seminar erfolgen. Eine Stufenlehrerausbildung, die die
unterschiedlichen Bildungsziele der Schulformen negiert,
kann niemals in der Lage sein, die notwendigen Grundlagen
für erfolgreichen Unterricht am Gymnasium zu legen. Erfor-
derlich sind stattdessen eine spezifische gymnasiale Fach -
didaktik und eine Verstärkung gymnasialer Aspekte in den
fachspezifischen Kompetenzprofilen der Bildungsstandards
der KMK.

Am 13. Dezember 2006 wurde von der Generalversammlung
der Vereinten Nationen das „Übereinkommen über die Rech-
te von Menschen mit Behinderungen“ (Convention of the
Rights of Persons with Disabilities) beschlossen. Ziel der
Behindertenrechtskonvention ist es, für Menschen mit
Behinderungen ihr Leben lang eine volle und gleichberech-
tigte Teilhabe an allen Menschenrechten und Grundfrei -
heiten zu gewährleisten sowie ihre Diskriminierung in der
Gesellschaft zu unterbinden.

Die UN-Behindertenkonvention: Inhalt und Ziele
Die Vertreterversammlung des Philologenverbandes Nieder-
sachsen bejaht diese Zielsetzung der UN-Konvention unein-
geschränkt. Sie wendet sich jedoch mit Nachdruck dagegen,
wenn diese Konvention – aus falschem Verständnis der Ziel-
setzung oder bewusst zur Durchsetzung eigener bildungs-

politischer Vorstellungen – dazu missbraucht wird, alle
 Kinder unabhängig von ihren Behinderungen und ihrem
 Leis tungsvermögen in jeder Schulform zu beschulen und bei
dieser Gelegenheit die Förderschulen mit ihren besonderen
spezifischen Unterstützungs möglichkeiten kurz- und mittel-
fristig abzuschaffen.

Ein solches Vorgehen widerspricht dem Inhalt und den Zielen
der Behindertenkonvention. In den wenigen Aussagen zum
Thema Bildung in dieser Konvention (Artikel 24) ging es den
Vereinten Nationen darum, angesichts von mehr als 40 Mil-
lionen Kindern und Jugendlichen weltweit, denen in ihren
Heimatstaaten bis dahin jegliche schulische Bildung versagt
war, einen Anspruch auf Zugang zum staatlichen Bildungs-
system zu geben. 

Förderung von Schülerinnen und Schülern mit
 Behinderungen
Positionspapier des Philologenverbands Niedersachsen, beschlossen auf der VV 2016



Philologen
tag 2016: G

ym
n

asiale Bildun
g: W

issen
 – U

rteilen
 – H

an
deln

Gymnasium in Niedersachsen 1/2017 17

Besondere Bedeutung kommt dabei dem Artikel 7 Abs. 2 der
Konvention zu, dass „bei allen Maßnahmen, die Kinder mit
Behinderungen betreffen, das Wohl des Kindes …vorrangig
zu berücksichtigen ist“, was zur Konsequenz hat, dass diffe-
renzierte Lösungen für die Beschulung von Schülerinnen
und Schülern mit Behinderungen vorzusehen sind.

Zudem stellt Artikel 5 Abs. 4 ausdrücklich fest, dass alle beson-
deren Maßnahmen, die erforderlich sind, um Menschen mit
Behinderungen bestmöglich zu unterstützen, nach den
Regelungen der Konvention keine Diskriminierung darstel-
len. Im Klartext: Die Konvention macht keine Aussagen zur
Gestaltung des Bildungswesens und zu Schulformen, fordert
keine Abschaffung von Förderschulen, sondern orientiert
sich allein am Kindeswohl.

Förderung von Schülern mit Behinderungen in
Deutschland bis zur UN-Konvention
Die Vertreterversammlung des Philologenverbandes Nieder-
sachsen bemängelt, dass bei der politischen Bewertung der
UN-Konvention oft völlig außer Acht bleibt, dass Deutsch-
land schon vor ihrer Verabschiedung über ein vorbildliches
differenziertes Förderschulsystem mit hochspezialisierten
und engagierten Lehrkräften verfügte, das die in der Kon-
vention beschriebenen Aufgaben gut und anerkannt wahr-
genommen hat.

Zudem will manch einer nicht sehen, dass auch schon in der
Vergangenheit, lange bevor der Begriff „Inklusion“ geprägt
wurde, behinderte Schülerinnen und Schüler, ihrem jewei -
ligen Leistungsvermögen entsprechend, auch in anderen
Schulformen mit großer Selbstverständlichkeit zielgerichtet
gefördert wurden und sie mit Erfolg besucht haben. So stellt
auch die KMK in ihrem Beschluss vom 18. November 2010 ohne
Wenn und Aber fest: „Die deutsche Rechtslage entspricht
grundsätzlich den Anforderungen des Übereinkommens“. 

Forderungen für die Beschulung von Schülern mit
Behinderungen
Unbeschadet dieser Feststellung der KMK gilt es, über die
bisher bereits erfolgte Unterstützung und Beschulung von
Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen hinaus zu
weiteren Verbesserungen und Maßnahmen zu kommen, um
behinderte Schülerinnen und Schüler – wie alle anderen
Schülerinnen und Schüler auch – optimal zu fördern. Hierzu
unterstreicht die Vertreterversammlung:

1. Grundprinzip der Beschulung von Schülern mit
Behinderungen: das Kindeswohl

Auf der Grundlage der UN-Konvention mahnt die Vertreter-
versammlung des Philologenverbandes Niedersachsen
dabei als unantastbares Grundprinzip ausdrücklich an, sich
bei allen Maßnahmen zur Beschulung von Kindern und
Jugend lichen mit Behinderungen vom Kindeswohl leiten zu
lassen.

Dazu gehört insbesondere die grundsätzliche Frage, welche
Form der Beschulung dem einzelnen behinderten Schüler
bestmöglich dient und nutzt. Für den Bildungsweg des
einen Schülers kann eine inklusive Schule der richtige Weg
sein, für einen anderen Schüler die Beschulung in einer För-
derschule, weil er dort höchst individuell und gezielt optimal
gefördert werden kann – in kleinsten Gruppen und von dazu
besonders ausgebildeten Lehrkräften. 

Die Vertreterversammlung des Philologenverbandes fordert
deshalb die Landesregierung nachdrücklich auf, der UN-Kon-
vention entsprechend das jeweilige Kindeswohl vor rangig
zu berücksichtigen und daher – abhängig von der Behinde-
rung und dem Leis tungsvermögen – die bestmögliche Förde-
rung und Unterstützung in einer Förderschule bzw. in einer
Schule mit inklusivem Unterricht vorzuhalten.
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Mit Nachdruck lehnt die Vertreterversammlung deswegen
die im Koalitionsvertrag der rot-grünen Landesregierung
vereinbarte Abschaffung aller Förderschulen ab und fordert
eindringlich, die bereits erfolgte Aufhebung der Förderschule
Sprache und der Förderschule Lernen zurückzunehmen. Die
erheblichen und nicht nachlassenden Proteste der Eltern
betroffener Schülerinnen und Schüler, die zu einem Be stands -
schutz für bestehen de Förderschulen Sprache geführt haben,
sollten die Landesregierung nachdenklich stimmen und sie –
im Interesse der betroffenen Kinder – zu einer grundsätz -
lichen Neu besinnung zu Art und Umfang der Beschulung
behinderter Schüler veranlassen.

2. Inklusive Beschulung im Rahmen des
 Bildungsauftrages des Gymnasiums

Die Gymnasien haben stets auch Schüler mit Unterstüt-
zungsbedarf unterrichtet und unter Berücksichtigung des
Bildungsauftrages des Gymnasiums optimal gefördert, und
sie wollen dieser Aufgabe auch weiterhin mit Engagement
nachkommen.

Zugleich erinnert die Vertreterversammlung daran, dass es
nach Maßgabe des NSchG dem Bildungsauftrag des Gym -
nasiums entspricht, allen Schülerinnen und Schülern in
einem wissenschaftspropädeutischen Unterricht eine breite
und vertiefte Allgemeinbildung zu vermitteln und sie zur
Allgemeinen Hochschulreife zu führen. Schülerinnen und
Schüler des Gymnasiums sollen und müssen also in der Lage
sein, bei angemessener und gezielter Förderung die staat -
licherseits festgelegten Lern- und Bildungsziele dieser Schul-
form zu erreichen. Eine Beschulung von Schülern, die diese
Ziele, ggf. auch mit Nachteilsausgleich, nicht erreichen kön-
nen, ist mit dem Bildungsauftrag des Gymnasi ums, wie er
im Schulgesetz festgelegt ist, nicht vereinbar. Dies gilt für
behinderte und nicht-behinderte Schüler gleichermaßen.

Entsprechend stellt auch die KMK in ihrem „Beschluss zur
inklusiven Bildung von Kindern und Jugendlichen mit Behin-

derungen“ vom 20.10.2011 fest, dass
das grundgesetzlich vorgegebene
Gleichheitsgebot bei Abgangszeug-
nissen und Abschlüssen, die ja für
den weiteren Bildungs- und Berufs-
weg der Jugendlichen von aus-
schlaggebender Be deutung sind,
zwingend eine „Leistungsbewer-
tung aller Schüler nach einheit -
lichen Krite rien“ erfordert – ein
Abweichen von den allgemeinen
Grundsätzen der Leistungs be wer -
tung bei Prüfungen und Ab schlüssen
würde, so die KMK, einen – unge-
rechtfertigten – Vorteil ge gen über
den Mitschülern bedeuten.

Dies setzt der Beschulung an Gym-
nasien von Schülern, die den im
Schulgesetz festgelegten Bildungs-
auftrag des Gymnasiums nicht
erfüllen können – ob behindert oder
nicht behindert – deutliche Gren-
zen. Die KMK schreibt daher auch
insbesondere beim Übergang auf

eine weiterführende Schule vor, Eltern in Beratungsgesprächen
frühzeitig „realistische Orientierungen über erreichbare
Abschlüsse“ zu geben, auch um Überfor derung und Frustra -
tion zu verhindern.

In diesem Zusammenhang erinnerte die Vertreterversamm-
lung an einen Satz aus der Rede von Ministerpräsident Weil
beim Philologentag 2015, der die Voraussetzungen einer
inklusiven Beschulung am Gymnasium deutlich benannte:
„Es werden und sollen nach und nach immer mehr Schüler
mit Handicaps die Chance haben, den gymnasialen Weg zur
Hochschulreife einzuschlagen, wenn sie dazu imstande
sind.“

3. Inklusion: Große Herausforderungen und
 Belastungen für alle Schulen

Die von der Landesregierung gegen den Willen von Teilen
der Öffentlichkeit und insbesondere gegen den Willen
betroffener Eltern forcierte eilige Einführung der Inklusion
stellt jetzt und in den nächsten Jahren alle Schulen und ins-
besondere die Lehrkräfte vor große Herausforderungen und
Belastungen. Hinzu kommt, dass nahezu alle Lehrkräfte für
ein gemeinsames Unterrichten von behinderten und nicht
behinderten Kindern in keinerlei Weise ausgebildet und
 vorbereitet sind – Fort- und Weiterbildungen können dieses
Problem nicht grundsätzlich lösen. Förderschullehrkräfte
und sonstiges Betreu ungspersonal, die für einen inklusiven
Unterricht dringend gebraucht würden, sind nur unzurei-
chend vorhanden. Zudem kann im Regelfall außerhalb der
Förderschulen kein qualitativ hochwertiger sonderpädago -
gischer Unterricht angeboten werden, zumal auch die Lern-
gruppen für einen inklusiven Unterricht viel zu groß sind.

All dies führt dazu, dass nach bisherigen Erfahrungen nicht
wenige Schülerinnen und Schüler, für die in Anbetracht ihrer
Behinderung eine besondere spezifische Unterstützung
erforderlich und unabdingbar ist, bei inklusivem Unterricht
nicht die ihnen angemessene Betreuung und Förderung

Die Delegierten diskutierten die Grundsatzpapiere, Resolutionen und Anträge intensiv 
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erhalten, zugleich die Lehrkräfte inhaltlich und zeit lich über-
fordert sind – ein insgesamt unhaltbarer Zustand.

Unbeschadet ihrer grundsätzlichen Forderung nach Erhalt
und Wiedereinführung der Förderschulen fordert die Ver -
treterversammlung des Philologenverbandes Niedersachsen
daher die Landesregierung eindringlich auf, umgehend diese
unerträgliche Si tuation bei inklusivem Unterricht für betrof-
fene Schüler und Lehrer zu beseitigen und 
■    dafür Sorge zu tragen, dass genügend Lehrkräfte mit son-

derpädagogischer Ausbildung und Betreuungspersonal
tätig werden, 

■    ggf. Stellen für therapeutisches und medizinisches Pflege -
personal je nach Art dem Unterstützungsbedarf einzelner
Schüler einzurichten,

■    eindeutige rechtliche Rahmenbedingungen für Lehrkräf-
te, die in Inklusionsgruppen unterrichten, zu erlassen und
damit Rechtssicherheit zu schaffen,

■    die begleitende Diagnostik sicherzustellen,
■    eine deutliche Verkleinerung der Lerngruppen, in denen

Schüler inklusiv beschult und betreut werden, vorzusehen,
■    für die notwendigen sächlichen Ressourcen für inklusiven

Unterricht Sorge zu tragen,
■    die erforderlichen optischen, akustischen und weiteren

sensorischen Unterrichtsmedien und technischen Hilfs-
mittel zur Verfügung zu stellen,

■    die räumlichen Voraussetzungen für inklusiven Unter-
richt einschließlich der erforderlichen äußeren Differen-
zierung zu schaffen

■    Funktionsstellen für die Koordinierung der mit der In -
klusion verbundenen neuen Aufgaben zu schaffen,

■    Anrechnungsstunden für Lehrkräfte, die in Inklusionsklas-
sen unterrichten, zum Ausgleich des damit verbundenen
erhöhten Arbeitsaufwandes auszuweisen.

Zusammenfassend unterstreicht die Vertreterversammlung,
dass dem Kin deswohl absolute Priorität zukommt und
daher die Form der Beschulung in einer Förderschule bzw.
durch inklusiven Unterricht von der Art der Behinderung
und dem Leistungsvermögen des einzelnen Schülers
abhängt. Eine För derung von Schülern mit Behinderungen in
einer inklusiven Schule kann je doch nur dann in der notwen-
digen Qualität erfolgen, wenn die erforderlichen personel-
len, sächlichen und räumlichen Voraussetzungen vorab
geschaffen werden und langfristig gesichert sind.

Ausdrücklich warnt die Vertreterversammlung in diesem
Zusammenhang davor, die Inklusion durch eine Vereinnah-
mung für parteipolitische Ziele wie die Einführung „einer
Schule für alle“ zu missbrauchen und damit die Aufgaben-
stellung ideologisch zu belasten.

40-Stunden-Woche auch für Lehrer sicherstellen! 
Versprechen einhalten: Überlast endlich abbauen!
Resolution des Philologenverbands Niedersachsen, beschlossen auf der VV 2016

Die Vertreterversammlung 2016 des Philologenverbandes
Niedersachsen bekundet ihre Empörung, dass sich die Lan-
desregierung nach wie vor weigert, die Lehrerarbeitszeit
endlich den Gesetzen des Landes entsprechend zu gestalten.
Sie fordert die Landesregierung auf, umgehend die erforder-
lichen Maßnahmen zu ergreifen, um auch für die Lehrer in
Niedersachsen die 40-Stunden-Woche umzusetzen.

Gesetzliche Vorgaben: 40-Stunden-Woche für alle
Beamten
Denn § 60 (1) Niedersächsische Beamtengesetz ist eindeutig:
„Die regelmäßige Arbeitszeit darf im Jahresdurchschnitt 40
Stunden in der Woche nicht überschreiten.“ Diese gesetzliche
Vorgabe gilt für alle Beamten in Niedersachsen, und damit
auch für Lehrkräfte. Doch die wöchentliche Arbeitszeit der
Lehrer liegt, wie alle Untersuchungen zeigen, schon seit Jah-
ren wesentlich höher. Und immer weitere schwierige und
zeitaufwändige Aufgaben müssen bewältigt werden,
wodurch sich die Arbeitszeit der Lehrer ständig weiter
erheblich erhöht – ein weiterer Verstoß des Landes gegen
Rechtsvorschriften.

OVG-Urteil: Umgehende Untersuchung der
 Lehrer arbeitszeit
Die Vertreterversammlung stellt ebenso empört fest, dass
die Landesregierung bisher auch nicht willens ist, die Konse-

quenzen aus dem Urteil des Oberverwaltungsgerichts Lüne-
burg zu ziehen. In Übereinstimmung mit diesem gegen das
Land Niedersachsen erstrittenen Urteil des OVG Lüneburg
vom 9. Juni 2015 fordert die Vertreterversammlung die Lan-
desregierung auf, endlich eine unabhängige und nachvoll-
ziehbare Untersuchung der Lehrerarbeitszeit in Auftrag zu
geben und nicht weiter „auf Zeit“ zu spielen, um sich an der
längst überfälligen Senkung der Lehrerarbeitszeit vorbeizu-
mogeln.

Die Vertreterversammlung unterstreicht, dass sich die Lan-
desregierung mit ihrer Weigerung, eine Untersuchung der
Lehrerarbeitszeit vorzunehmen, in offenen Widerspruch zu
dem von ihr angeblich akzeptierten Urteil des OVG Lüneburg
setzt. Damit missachtet sie auch die aus ihrer verfassungs -
rechtlichen Fürsorgepflicht folgende Anpassungspflicht der
Arbeitszeit der Lehrkräfte an die der übrigen Landesbeam-
ten. Die Unterlassung der zwingend erforderlichen Anpas-
sung stellt, so das Rechtsgutachten von Prof. Dr. Battis, eine
Verletzung der Fürsorgepflicht aus Art. 33 Abs. 5 GG und des
allgemeinen Gleichheitssatzes aus Art. 3 Abs. 1 GG dar.

Landesregierung spielt auf Zeit
Zugleich stellt die Vertreterversammlung fest, dass das
 Kultusministerium mit der von ihm veranlassten Online-
Befragung der niedersächsischen Lehrkräfte im Frühsommer



2016 insgesamt nur auf Zeit spielt; denn diese Befragung
entspricht mit ihren Aufbau und ihren oft suggestiven und
tendenziösen Fragen weder den Vorgaben des Gerichtes an
die Erfordernisse einer Arbeitszeituntersuchung noch wis-
senschaftlichen Ansprüchen. Den sog. „Ergebnissen“ dieser
fragwürdigen und zudem nicht-repräsentativen Umfrage
liegen bestenfalls unverbindliche Einschätzungen weniger
Lehrkräfte zugrunde – objektive Erkenntnisse für sachge-
rechte Lösungen lassen sich daraus jedenfalls nicht ableiten.

Auch die jetzt durch das MK vorgenommene Einrichtung
eines „Expertengremiums zur Arbeitszeitanalyse“ beweist
ein weiteres Mal, dass kurz- und mittelfristig erforderliche
Maßnahmen zur Senkung der Lehrerarbeitszeit nicht durch-
geführt werden sollen, zumal die Landesregierung bereits
erklärt hat, eine flächendeckende Arbeitszeituntersuchung
sei auch in diesem Rahmen nach derzeitigem Planungsstand
nicht beabsichtigt.

Dieses Verhalten stellt eine klare Missachtung des OVG-
Urteils dar und ist ein deutliches Indiz dafür, dass die rot-
grüne Landesregierung sich an einer sachgerechten Arbeits-
zeit für Lehrer vorbeimogeln will – ein weiterer skandalöser
Sachverhalt.

Verweigerungshaltung aufgeben – Arbeitszeit
 sachgerecht reduzieren
Die Vertreterversammlung fordert daher die Landesregierung
mit Nachdruck auf, ihre Verweigerungshaltung aufzugeben
und endlich den rechtlichen Vorgaben entsprechend eine
Lehrerarbeitszeituntersuchung durchzuführen und die sich
daraus ergebenden Anpassungen der Arbeitszeit der Lehr-
kräfte an die 40-Stunden-Woche aller Beamten umgehend
vorzunehmen.

Solange die Landesregierung selbst sich weigert, eine ent-
sprechende Arbeitszeit untersuchung durchführen zu lassen,
muss sie die erforderlichen Maßnahmen auf der Grundlage
der zahlreich vorhandenen Untersuchungen und Erhebun-
gen umsetzen, die ohne jede Ausnahme für Gymnasiallehrer
– auch unter Berücksichtigung der unterrichtsfreien Zeiten –
im Jahresdurchschnitt eine wöchentliche Arbeitszeit von
weit über 40 Stunden belegen.

Dabei weist die Vertreterversammlung alle Versuche der
Landesregierung zurück, mit sachwidriger Gleichsetzung
von Unterrichtsverpflichtung und Arbeitszeit die Öffentlich-
keit über die wirklichen Belastungen von Lehrkräften zu
 täuschen. Angesichts der berufsbedingt unterschiedlichen
Aufgabenstellungen und zeitlichen Belastungen in den
Schulformen führen ideologisch motivierte Forderungen
nach gleicher Unterrichtsverpflichtung für alle Lehrer und
nach vorrangiger Stundenreduzierung für Lehrkräfte mit
höherer Unterrichtsverpflichtung zu erheblich unterschied -
lichen Arbeitszeiten und damit zu weiterem Unrecht. Dies
alles steht in gravierendem Widerspruch zur gesetzlich fest-
gelegten 40-Stunden-Woche für alle Beamten. ´

Aufgabenfülle nimmt weiter zu – Arbeitsplatz -
beschreibung unabdingbar
Für Lehrkräfte und Schulleitungen haben die Arbeitsbelas -
tungen in den letzten Jahren weiter kontinuierlich und
erheblich zugenommen. Die Vertreterversammlung fordert

deshalb die Landesregierung auf, endlich ihrer Fürsorge-
pflicht gegenüber den Lehrern nachzukommen und Arbeits-
zeitbedingungen an den Schulen zu schaffen, die den außer-
ordentlichen Belastungen der Lehrkräfte realitätsbezogen
Rechnung tragen.

Hierzu gehört auch eine sachgerechte Aufgabenkritik und
ein deutlicher Aufgabenabbau, so wie es Ministerpräsident
Weil auf dem Philologentag vor einem Jahr zugesagt hat.
Doch passiert ist seitdem nichts – im Gegenteil: neue Auf -
gaben und neue umfangreiche Konzepte werden den Schulen
übergestülpt, ohne dass das Land seiner Verpflichtung gemäß
OVG-Urteil nachkommt, bei Arbeitszeiterhöhungen beispiels-
weise durch Zuweisung neuer Aufgaben entsprechende zeit -
liche Verringerungen an anderer Stelle konkret zu benennen
und vorzunehmen.

Die Vertreterversammlung fordert daher mit Nachdruck,
diesen unhaltbaren Zustand sofort zu beenden und unter
Berücksichtigung der 40-Stunden-Woche für Beamte eine
realitätsbezogene und leistbare Arbeitsplatzbeschreibung
für Lehrkräfte vorzulegen. Diese Forderung gilt gleicher-
maßen für Funktionsinhaber, vor allem auch für Fachkon -
ferenz-/Fachbereichsleiter sowie Koordinatoren und Schul -
leiter, deren Aufgaben ständig erhöht werden, ohne dass der
rechtlich vorgeschriebene Zeitausgleich erfolgt.

Vertreterversammlung fordert umgehend konkrete
Maßnahmen
Zur Realisierung der gesetzlich vorgeschriebenen 40-Stun-
den-Woche auch für Lehrer fordert die Vertreterversamm-
lung als erste Maßnahmen:
■    Senkung der Unterrichtsverpflichtung
■    Anrechnungsstunden als zeitliches Äquivalent für die

Wahrnehmung von Funktionen und besonderen Aufgaben,
z. B. für Fachobleute und Sammlungsleiter, Fachberater
und Fachleiter, Koordinatoren und Schulleiter, Beratungs-
lehrer und Schulvorstand, Klassenlehrer und Tutoren

■    sachgerechte Erhöhung der Zahl der der Schule für
bestimmte Funktionen bzw. insgesamt zugewiesenen
Anrechnungsstunden 

■    Anrechnung von Bereitschaftsstunden auf die Unter-
richtsverpflichtung entsprechend den für alle Beamten
geltenden Rechtsvorschriften

■    angemessene Altersermäßigung in einem nach Alter
gestuften Umfang und damit mindestens Rücknahme
der wortbrüchig vorgenommenen Streichung

■    attraktive Altersteilzeitmöglichkeiten, z.B. so, wie sie
früher bestanden

■    Einhaltung der Bestimmungen des Arbeitsschutzgeset-
zes, durch die sowohl für den einzelnen Tag als auch für
die Woche Höchstgrenzen bei der Arbeitszeit und Min-
dest-Ruhezeiten – auch an Wochenenden und Feiertagen!
– festgelegt sind

Insgesamt fordert die Vertreterversammlung die rot-grüne
Landesregierung auf, ihre offensichtlichen pflichtwidrigen
 Verstöße gegen die rechtlichen Bestimmungen zur Arbeitszeit
schnell und unbürokratisch zu unterlassen und endlich auch
die gesetzlich vorgeschriebene 40-Stunden-Woche für Lehrer
sicherzustellen. Ansonsten muss die Landesregierung damit
rechnen, dass sich der derzeitige schwere Konflikt zu einem
Dauerkonflikt ausweitet, dessen Ende nicht absehbar ist.
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„Das Gymnasium vermittelt seinen Schülerinnen und
Schülern eine breite und vertiefte Allgemeinbildung und
ermöglicht den Erwerb der allgemeinen Studierfähigkeit. Es
stärkt selbständiges Lernen und wissenschaftspropädeuti-
sches Arbeiten. Entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit und
ihren Neigungen ermöglicht das Gymnasium seinen Schüle-
rinnen und Schülern eine individuelle Schwerpunktbildung
und befähigt sie, nach Maßgabe der Abschlüsse ihren Bil-
dungsweg an einer Hochschule, aber auch berufsbezogen
fortzusetzen.“ (Nds. Schulgesetz, §11)

Nimmt man die hier skizzierte Forderung des Niedersächsi-
schen Schulgesetzes, mithin den Bildungsauftrag des Gym -
nasiums ernst, so ergibt sich ein ebenso klares wie vielschich-
tiges Anforderungsprofil an den Gymnasiallehrer, welches es
nicht nur zu erhalten, sondern vielmehr zu stärken und zu 
 fördern gilt. Um die im Bildungsauftrag des Gymnasiums
 enthaltenen Zielsetzungen umsetzen zu können, bedarf es
Lehrkräften, die fachwissenschaftlich und fachmethodisch ein
besonders hohes Maß an Professionalität und an Kompetenz
erworben haben. Nicht der „Allrounder“, sondern der Experte
ist auch in der Schule – bildlich gesprochen – gefordert. 

Die besondere bzw. den Gymnasiallehrer von Lehrkräften
anderer Schulformen abgrenzende Herausforderung ergibt
sich dabei aus dem durchgängigen, konsekutiven Langzeit-
lehrgang des Gymnasiums, der von der 5. Klasse an zielge-
richtet auf die allgemeine Hochschulreife ausgerichtet ist.
Wissenschaftspropädeutik bleibt das prägende Merkmal
gymnasialen Lernens und eben auch des gymnasialen Leh-
rens. Neben allen altersspezifischen pädagogischen und
 psychologischen Fähigkeiten verlangt insbesondere der
Unterricht in der gymnasialen Oberstufe dabei ein besonders
hohes Maß an fachlichem Niveau und an Nähe zur fachwis-
senschaftlichen, universitären Arbeit. Nur wer auf diesem
Feld über die notwendige Sicherheit, Souveränität und
Aktualität verfügt, ist auch in der Lage, den oben skizzierten
Bildungsauftrag des Gymnasiums adäquat zu erfüllen. 

Um diesen Herausforderungen gerecht werden zu können,
ist eine Stärkung der fachwissenschaftlichen Anteile des
Studiums notwendig sowie eine deutlich stärkere Vernet-
zung von fachwissenschaftlicher und schulischer Arbeit.
 Curriculare Inhalte und hier insbesondere die thematischen
Schwerpunkte der Qualifikationsphase müssen deutlich
intensiver als bisher zwischen Schule und Universität abge-
stimmt werden. Nur durch eine intensive Koordination von
fachlichen Inhalten können die universitäre Lehrerausbil-
dung und der gymnasiale Unterricht entsprechend auf der
Höhe der Zeit bleiben und voneinander profitieren. Positive
Beispiele wie etwa die Einrichtung des „Institutionellen
Gesprächskreises Mathematik Schule – Hochschule“ sollten
ausgebaut und auch für andere Fächer ins Leben gerufen
werden. Ferner sollte ein verbindlicher inhaltlicher Mindest-
kanon für das Studium der jeweiligen Fächer entstehen, der
über die bisher festgelegten konstitutiven Inhalte (vgl. Nds.
MasterVO-Lehr) hinausgeht. So könnten Qualitätsstandards
aufgebaut und stärkere Vergleichbarkeit gewährleistet
 werden.

Neben dem Erhalt und der Stärkung der Qualität der Lehrer-
bildung durch Rück-besinnung auf die besondere Notwen-
digkeit fachwissenschaftlicher Ausbildung gilt es, auch das
Berufsfeld als solches wieder attraktiver zu gestalten. Neben
einer Verbesserung der beruflichen Rahmenbedingungen
(Arbeitszeit, Arbeitsbelastung, Verbeamtung u.v.m.) ist es
unabdingbar, die Einkommenssituation der Gymnasiallehrer
zu verbessern und mit der Wirtschaft wettbewerbsfähige
Bedingungen zu schaffen, damit sich gut qualifizierte und
motivierte junge Menschen wieder für den Beruf eines Gym-
nasiallehrers entscheiden. 

Daher fordern die Delegierten der Vertreterversammlung
2016 die politisch Verantwortlichen eindringlich auf,
■    alle Diskussionen, Pläne und Absichten, einen Stufen-

oder Einheitslehrer zu schaffen, sofort und endgültig ein-
zustellen und die schulformspezifische Ausbildung für
die unterschiedlichen Lehrämter beizubehalten,

■    sowohl die erste Phase (Universität) als auch die zweite
Phase (gymnasiales Studienseminar) klar auf die fach -
wissenschaftlichen und fachdidaktischen, insbesondere
auf die schulformspezifischen Anforderungen des gym -
nasialen Lehramts auszurichten,

■    die schulformspezifische Ausbildung der Referendare
sicherzustellen bzw. wiederherzustellen,

■    den schulformspezifischen Einsatz der Gymnasiallehrer
zu bewahren bzw. wieder herzustellen,

■    eine intensivere Koordination von fachlichen Inhalten an
Schulen und Universitäten auf den Weg zu bringen, 

■    einen verpflichtenden, fächerspezifischen Mindestkanon
verbindlicher Studieninhalte festzulegen und regelmäßig
zu überprüfen.

Lehrerbildung und Unterrichtspraxis
Ein starkes, leistungsfähiges Gymnasium bedarf hoch qualifizierter, fachwissenschaftlich fundierter und hand-
lungsfähiger Gymnasiallehrer im Sinne der Trias „Wissen – Urteilen – Handeln“

Resolution des Philologenverbands Niedersachsen, beschlossen auf der VV 2016

Bei der Beratung der Anträge musste ganz genau gelesen werden



1. Analyse und Kritik der
 Kompetenzorientierung

Niedersachsen ist auf einem guten Weg. Das Land hat mit
der Rückkehr zum G9 eine klare Entscheidung für eine
anspruchsvolle gymnasiale Bildung getroffen und damit
zugleich für Entlastung bei Schülern, Eltern und Lehrern
gesorgt. In allen anderen Bundesländern mit Ausnahme von
Rheinland-Pfalz bleiben Unsicherheit, Unruhe und Stress
vorerst weiter bestehen. 

Gymnasium: Wissenschaftsbezogener
 Bildungsauftrag
Neun Jahre sind auch nötig, wenn der Bildungsauftrag des
Gymnasiums erfüllt werden soll. Im niedersächsischen
Schulgesetz ist er so klar formuliert, wie in kaum einem
anderen Bundesland: „Das Gymnasium vermittelt seinen
Schülerinnen und Schülern eine breite und vertiefte Allge-
meinbildung und ermöglicht den Erwerb der allgemeinen
Studierfähigkeit. Es stärkt selbständiges Lernen und wissen-
schaftspropädeutisches Arbeiten. Entsprechend ihrer Leis -
tungsfähigkeit und ihren Neigungen ermöglicht das Gym -
nasium seinen Schülerinnen und Schülern eine individuelle
Schwerpunktbildung und befähigt sie, nach Maßgabe der
Abschlüsse ihren Bildungsweg an einer Hochschule … fort -
zusetzen“ (§ 11 Abs. 1 NSchG).

Das ist der vom Gesetzgeber formulierte und vom Parlament
gewollte Bildungsauftrag. Er ist ganz eindeutig als wissen-
schaftsbezogener, nicht anwendungsbezogener Bildungs-
auftrag zu verstehen. Es geht um die Vorbereitung auf ein
akademisches Hochschulstudium. Da freilich niemand stu-
dieren muss, wenn er ein Hochschulreifezeugnis in der Tasche
hat, findet sich gleichsam als Appendix im § 11 Abs. 1 der Hin-
weis, dass man mit dem Abitur seinen Bildungsweg „auch
berufsbezogen“ fortsetzen kann.

Hohe Abbrecherquoten in Hochschulstudiengängen
Papier ist bekanntermaßen geduldig. Ein gesetzlicher Bil-
dungsauftrag bedeutet noch lange nicht, dass dieser Auftrag
auch im Bildungsergebnis tatsächlich erreicht wird. Die
Frage ist heute berechtigt: Sind denn die Absolventen des
Gymnasiums wirklich auf ein Hochschulstudium vorbereitet?
Können sie ihren Bildungsweg bruchlos fortsetzen? 

Wegen der freien Wahl des Studienortes in allen Bundes -
ländern lassen sich keine Aussagen speziell für niedersächsi-
sche Abiturienten treffen. Die Zahl der Studienabbrecher ist
bundesweit in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen,
und es werden keine Herkunftsstatistiken nach Bundeslän-
dern geführt. Da aber die inhaltlichen Anforderungen an die
Schüler durch die von der KMK vorgegebene Kompetenzori-
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Die Folgen der Kompetenzorientierung für die
 gymnasiale Bildung Von Prof. Dr. Jürgen Rekus

Zum Aufsatz von Prof. Dr. Rekus 
„Die Folgen der Kompetenzorientierung für die gymnasiale Bildung”
Es ist inzwischen gute Tradition, den alljährlichen Philologentag des Philologenverbandes Niedersachsen mit einer öffent -
lichen Veranstaltung zu eröffnen und in den Mittelpunkt dieser Veranstaltung den Vortrag eines Gastredners zu einem
bedeutenden schul- oder berufspolitischen Thema zu stellen. Was lag in diesem Jahr näher, als die problematischen Aus-
wirkungen der sog. Kompetenzpädagogik auf das Gymnasium und seinen Bildungsauftrag in einem Grundsatzreferat
 darzustellen.

Das Konzept der öffentlichen Veranstaltung sah daher vor, in dieser Veranstaltung Dr. Jürgen Rekus, Professor für Allgemeine
Pädagogik an der Universität Karlsruhe, zur Frage der problematischen Auswirkungen der sog. Kompetenzpädagogik auf
das Gymnasium und seinen Bildungsauftrag sprechen zu lassen und damit vor Gästen und Delegierten der mehr und
mehr drängenden Frage "Kompetenz oder Bildung – was ist das Ziel schulischer Bildung?“ nachzugehen.

Umso betroffener waren wir, als uns wenige Stunden vor Beginn der Veranstaltung die Hiobsbotschaft erreichte, dass Prof.
Dr. Rekus erkrankt sei und sich daher nicht in der Lage sehe, nach Goslar zu kommen und den zugesagten Vortrag zu halten.
Zugleich bot er uns an, seine im Manuskript vorliegende Rede verlesen zu lassen, auch um wenigstens auf diese Weise
unserer Absicht entsprechen zu können, das Thema der Kompetenzpädagogik wegen seiner großen Aktualität in die Mitte
der öffentlichen Veranstaltung zu stellen.

Die Aussagen von Prof. Dr. Rekus fanden ein derart breites Interesse und positives Echo, dass wir gebeten wurden, diese
Rede in Schriftform zur Verfügung zu stellen – Anlass für uns, Prof. Dr. Rekus zu bitten, seine im Manuskript vorliegende
Rede in Aufsatzform in Gymnasium in Niedersachsen zu veröffentlichen, wie das nachfolgend geschieht.

Gymnasium in Niedersachsen 1/201722
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entierung strukturell ähnlich sind, dürften auch niedersäch-
sische Abiturienten im Trend liegen: 

Demnach brechen ein Drittel aller Studierenden an den Uni-
versitäten das Studium ab, in den mathematisch basierten
Fächern sind es sogar fast 40%. Fragt man nach Gründen, so
ergibt sich folgendes Bild: 

In der Mathematik und in den mathematisch basierten
Fächern gibt fast die Hälfte der Abbrecher Leistungsproble-
me als Grund für den Abbruch an. In den sprachbasierten
Fächern geben 40% der Abbrecher an, dass sie andere Er -
wartungen bezüglich eines Universitätsstudiums hatten. 

Warum bereitet der Schulunterricht nicht so auf ein Studi-
um vor, dass Studierende es von ihren Leistungen und von
ihrer Motivationslage her zu Ende führen können? Zwar
haben die anwendungsorientierten Kompetenzen deutlich
zugenommen, was die PISA-Erfolge belegen. Aber erfolgrei-
cher studieren lässt sich damit offenbar nicht. Ein Studium
ist eben keine Ansammlung von anwendungsorientierten
PISA-Aufgaben, die man durch die Beherrschung kompe-
tenzbasierter Bildungsstandards abhaken kann. Der „moder-
ne“ Unterricht leistet ganz offenkundig nicht mehr das, was
zur Studierfähigkeit gehört. 

„Moderner“ Unterricht: Präsentations- statt
 Sachkompetenz
Heute gilt Unterricht als guter Unterricht, wenn die Schüler
möglichst viel selber erfinden, wenn die Arbeitsblätter ihre
(physische) Aktivität anregen, wenn Partner- und Gruppen-
arbeit vorherrschen, wenn sich die Lernenden selber „ein-
bringen“ können, wenn das Lernen an Stationen, besser
noch an der sog. Lerntheke erfolgt. Wichtig ist dabei vor
allem der Erwerb von Methoden- und Sozialkompetenz. 
Von Sachkompetenz ist deutlich seltener die Rede, wenn
überhaupt.

Und was sollen die Schüler am Ende des Unterrichts wirklich
können? Sie sollen ihr Wissen präsentieren, d.h. zur Schau
stellen können, aber nicht begründen oder mit Argumenten
belegen können. Sie beherrschen Powerpoint, können aber
ihre Leistung nicht auf den Punkt bringen. Schaut man
genau hin, geht es heute oft nicht mehr um Lerninhalte,
sondern nur noch um deren Verpackung. Wichtig ist, dass
die Folien schön gestaltet sind und dass man frei dazu
spricht. Ob die Sache überhaupt richtig verstanden wurde
und korrekt dargestellt wird, tritt dahinter oft zurück. Man
muss sich deshalb nicht wundern, dass die Einser-Abiture
inflationär zugenommen haben. 

Mit dem Verlust der Sache als Kern des Unterrichts geht
zugleich die eigentliche bildende Sinnrichtung des Lernens
verloren. Wenn die Sache in den Hintergrund tritt, wenn es
nicht mehr um den Geltungsanspruch der sachlichen Er -
kenntnisse und Einsichten geht, dann bleibt nur noch der
Erwerb von gewünschten Verhaltensbereitschaften, Kompe-
tenzen genannt, über.

Die Geltungsfrage, die das Lernen seinem Wesen nach be -
stimmt, das Unterscheiden-Können von richtig und falsch,
das Begründen-Können der eigenen Wahrheitsansprüche,
die Fähigkeit, einen Sachverhalt so zu argumentieren, dass
man ihn nachvollziehen kann usw., alles das wird nicht mehr
gefordert und spielt auch keine Rolle mehr. Denn Kompeten-
zen sind weder richtig noch falsch, sie sind allenfalls zweck-
mäßig und nützlich. Sie orientieren sich nicht am Leitbild der
Wahrheit, sondern am vermeintlichen Nutzen für die Gesell-
schaft oder für die Wirtschaft. Das Gymnasium hat sich da -
durch von einer höheren Bildungsstätte zu einer praktischen
Ausbildungsanstalt gewandelt.

Bildungsverlust durch Anwendungsorientierung des
Unterrichts
Der Nützlichkeitsaspekt hat heute den Bildungsgedanken
aus den Lehrplänen verdrängt. Moderne kompetenzbasierte
Bildungsstandards beherrschen die Kerncurricula. In Nieder-
sachsen werden sie zur Zeit einer Revision unterzogen. Aus
dem Anhörungsentwurf für den Englischunterricht in der
gymnasialen Oberstufe vom September 2016 lässt sich der
Bildungsverlust durch Anwendungsorientierung exem -
plarisch belegen: „Wesentliches Ziel des Englischunterrichts
in der Oberstufe ist die Befähigung, inhaltlich zielführend,
sprachlich sensibel und differenziert, adressatengerecht und
pragmatisch angemessen kommunikativ zu handeln“ (Nds.
Kultusministerium 2016, S. 5, eigene Hervorhebung).

Das Ziel heißt „kommunikatives Handeln“, also kein be -
stimmtes, d.h. definiertes Wissen. Es geht nicht – wie man in
einem Leistungskurs der Oberstufe eigentlich erwarten soll-
te – um Einsicht in die linguistischen, phonologischen, mor-
phologischen, semantischen, syntaktischen, rhetorischen
und nicht zuletzt auch grammatischen Strukturen der engli-
schen Sprache. Es geht überraschenderweise nicht um die
sprachwissenschaftlichen Aspekte der englischen Sprache,
nicht um anglis tische Propädeutik, sondern schlicht um
Kommunikation. Nicht sach- und fachgerechtes Wissen in
der Fremdsprache ist das Ziel, sondern „pragmatisch ange-
messenes Handeln“ (ebd.).



Was damit gemeint ist, wird im weiteren Duktus des Curri-
culum-Entwurfs als konkrete Kompetenzerwartung formu-
liert: „Die Schülerinnen und Schüler können Hilfsmittel wie
z. B. Wörterbücher nutzen und Kompensationsstrategien wie
z. B. Paraphrasieren sowie ggf. non-verbale Kommunikations -
strategien (z. B. Gestik und Mimik) adressatengerecht und
situationsangemessen einsetzen“ (Nds. Kultusministerium
2016, S. 17).

Dass man ein Wörterbuch einsetzt, wenn man nicht mehr
weiter weiß, und wenn das auch nicht hilft, dann mit Gestik
und Mimik seine fehlende Sprachkompetenz zu kompensie-
ren versucht, dazu braucht man eigentlich keinen Unterricht.
Mit Mimik und Gestik zu kommunizieren, das kann schon
der Säugling. Das kann doch nicht allen Ernstes das Bil-
dungsziel in der Oberstufe des Gymnasiums sein.

Das Beispiel aus dem Englisch-Curriculum ist leider kein ver-
unglückter Einzelfall, sondern steht paradigmatisch für die
Kompetenzorientierung des heutigen Unterrichts. In diesem
von der OECD propagierten Bildungsverständnis gilt nur das
als Wissen, was sich irgendwie anwenden lässt. Alles andere
ist sogenanntes „träges Wissen“, wie es heute abschätzig
heißt. Das ist ein Wissen, das angeblich zu nichts nutze ist,
mit dem man angeblich gar nichts anfangen kann. Es ist
allenfalls „nice to know“. Aber ist nicht gerade das auch ein
Kennzeichen von Bildung?

Die Anwendungsorientierung macht selbst vor Fächern
 keinen Halt, die gar keine Praxis kennen, wie etwa die
Mathematik. Obwohl es sich bei der Mathematik um reine
An schauung handelt, wie Immanuel Kant sagt, es sich also
um theoretische Konstrukte handelt, die in der Welt nicht
erfahrbar sind (wie z.B. der Satz, dass sich Parallelen im
Unendlichen schneiden), wird dennoch in kompetenzbasier-
ten Bildungsplänen das Gegenteil behauptet. 

Im niedersächsischen Kerncurriculum für das Gymnasium,
Schuljahrgänge 5-10 heißt es zum Beispiel: „Mathematik ver-
birgt sich in vielen Phänomenen der uns umgebenden Welt.
Schülerinnen und Schüler können den mathematischen
Gehalt alltäglicher Situationen und Phänomene wahrneh-
men, verstehen und unter Nutzung mathematischer
Gesichtspunkte beurteilen. Indem sie Mathematik als nütz -
liche und brauchbare Wissenschaft … erleben, kann die
Mathematik ihnen Orientierung in einer zunehmend techni-
sierten und ökonomisierten Welt bieten“ (Nds. Kultusminis -
terium 2006, S. 7).

Kompetenzorientierung: Widerspruch zum Wesen von
Wissenschaft
Mathematik wird in dieser Kompetenzlyrik sogar zweimal
vergewaltigt. Zum einen weil sie angeblich in den Phäno-
men der Welt enthalten sei (als ob sich Parallelen in der end-
lichen Welt vielleicht doch noch kurz vor der Unendlichkeit
schneiden würden und man das sogar „wahrnehmen“ und
„verstehen“ könne) und zum anderen, weil Mathematik zu
einer nützlichen und brauchbaren Wissenschaft reduziert
wird.

Beides verfehlt den Wissenschaftscharakter der Mathema-
tik. Dass ich die Bäume im Wald zählen kann, ist nicht die
Entdeckung der in den Bäumen versteckten Zahlen, sondern

eine Leistung meiner Vernunft, die den Zahlbegriff erst
bestimmt. Und dass ich die Bäume zählen kann und damit
weiß, wie viele Bäume der Wald enthält, liegt nicht an der
Nützlichkeit und Brauchbarkeit der Mathematik als Wissen-
schaft, sondern an mir, der sich die Erkenntnisse einer Wis-
senschaft zunutze macht. 

Die Anwendungsorientierung als Maßstab für die Kompe-
tenzbestimmung führt nicht nur nicht zum Wesen der
Mathematik, sondern gänzlich am Gedanken der Wissen-
schaft überhaupt vorbei. Denn Wissenschaft zielt auf
Erkenntnis, sie zielt auf Geltung für alle Fälle und ist damit
unabhängig von allen besonderen Anwendungszusammen-
hängen. Das gilt gerade auch für die Wissenschaftsbezogen-
heit des Unterrichts im Gymnasium. Sie ist das besondere
Kennzeichen gymnasialer Bildung. 

Anwendungsorientierung ist dagegen immer an den kon-
kreten Fall gebunden und davon nicht ablösbar. Denken Sie
doch nur an den Satz des Thales. Wozu braucht man den?
„Ja, wenn du kein Geodreieck hast und den Satz kennst,
dann kannst du damit prima ein rechtwinkliges Dreieck
zeichnen. Du brauchst nur einen Zirkel und ein Lineal“, sagt
vielleicht der kompetenzorientierte Lehrer zu seinem Schüler.
Eine solche Anwendungsorientierung des Unterrichts war
früher das Spezifikum der Hauptschule (vgl. Stöcker 1968). Da
man dem Hauptschüler eine manuell-praktische Begabung
unterstellte, sollte das Lernen immer auch die Hand involvie-
ren. Im Mathematikunterricht des Gym nasiums geht es aber
gar nicht um die mögliche Anwendung des Thales-Satzes,
sondern um seinen Beweis. Oder anders: Es geht nicht um
die Hand, sondern um den Kopf: Wie kann man zeigen, dass
der Satz, wonach alle Winkel im Halbkreis rechte Winkel
sind, für alle Fälle gilt? Also auch für die, die man nur den-
ken, aber gar nicht zeichnen kann. 

Die Kompetenzorientierung des Lernens enthält offenbar
eine gewisse Abständigkeit der Wissenschaft gegenüber,
manchmal sogar eine Wissenschaftsfeindlichkeit. Wissen-
schaft gilt heute als lebensfern. Wissenschaft enthalte nur
graue Theorien, die mit der menschlichen Praxis nichts zu
tun hätten. Praktisches Handeln sei deshalb wichtiger und
müsse das Ziel allen Lernens sein.

In solchen Positionen steckt die Denkungsart des amerikani-
schen Pragmatismus, der sich als Gegenbild zum europäi-
schen Idealismus verstand und noch immer versteht. Wissen
gilt im Pragmatismus nur dann als Wissen, wenn man es in
eine Tat überführen kann. Alles andere ist träges Wissen, da
es nicht zur Aktivität führt. „Don’t think about it, just do it“
ist gewissermaßen das Credo dieser Denkrichtung. 

Die Kompetenzorientierung spiegelt diesen Pragmatismus
wider. Die Schülerinnen und Schüler sollen kein vermeintlich
träges Wissen erwerben, sondern nützliche und zweckmäßige
Kompetenzen, damit sie gewissermaßen die Ärmel hochkrem-
peln und mit anpacken können. Don’t think about it, just do it.
Jetzt wird nicht gegrübelt, sondern eine Grube gegraben.

Falsch verstandener Kompetenzbegriff
In unserem Sprachgebrauch hatte „Kompetenz“ mal einen
guten Klang. Man ging zum Beispiel zu einem Arzt, den man
für kompetent hielt, und erwartete eine Fachkundigkeit in
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der Diagnose und Urteilsfähigkeit in der Wahl der Behand-
lungsmethode. Fachkundigkeit und Urteilsfähigkeit galten
als Ausdruck von Kompetenz, man kann auch sagen: als
 Ausdruck von Bildung. Der Kompetenzbegriff hat sich aber
in den letzten zehn Jahren durch den Einfluss der OECD
gewandelt. Heute sprechen wir nicht von Kompetenz im
 Singular, sondern von Kompetenzen im Plural, denken dabei
nicht an die Entfaltung persönlicher Bildung, sondern an die
Ausbildung von nützlichen Fähigkeiten und Fertigkeiten. 

Es ist gut möglich, dass diese Fehlentwicklung auf eine Über-
setzungsschwäche des deutschen PISA-Konsortiums zurück-
zuführen ist, das nicht gemerkt hat, dass im Englischen zwi-
schen „competence“ und „competency“ unterschieden wird.
„Competence“ meint ein breit angelegtes Handlungsvermö-
gen, das unserem hergebrachten Verständnis von Kompetenz
entspricht und eigentlich Bildung meint. „Competency“ hin-
gegen ist wesentlich enger und bezieht sich auf spezifische
Fähigkeiten und Fertigkeiten, die sich ausbilden lassen. Aus-
bildung ist aber etwas anderes als Bildung.

In der Curriculumdebatte in den USA spielt vor allen Dingen
der Competency-Begriff die entscheidende Rolle, weil er sich
mit dem Gedanken der Produktion von Outcome am ehesten
verbinden und in seinem Erfolg messen und kontrollieren
lässt. Er wird meist im Plural verwendet, was auf die Zähl-
barkeit der Ausbildungseffekte und damit auch auf seine
Kontrollierbarkeit hindeutet. Dies wiederum ist wichtig,
wenn man eine empirisch basierte Bildungsforschung
betreiben will, wie sie in den letzten Jahren von der deut-
schen Bildungspolitik favorisiert wurde. Ihre Steuerungs -
effekte werden heute sowohl als PISA-Erfolge, aber auch als
Bildungsverlust sichtbar. 

Die deutsche Sprache kannte bis zur PISA-Bildungskatastro-
phe aber nur ein Wort: Kompetenz, und zwar nur im Singular.
Mit der Übernahme des englischen Competency-Begriffs aus
der OECD-Programmatik in die neoliberale deutsche Schulre-
formbewegung ist heute das in ihm verloren gegangen, was
sich als Bildung bezeichnen lässt. Wenn heute in Kerncurricu-
la von Kompetenzen die Rede ist (man beachte den Plural!),
dann ist immer das enge instrumentelle Verständnis der eng-

lischen competencies gemeint. Die Ideen der Anwendungs -
orientierung des Wissens und der Messbarkeit des Outcomes
sind darin verschmolzen. 

2. Das Wesen gymnasialer Bildung
Nach der Analyse und Kritik der Kompetenzorientierung ist
der Weg frei, nach der eigentlichen Sinngebung gymnasialer
Bildung zu fragen, um sie (endlich) wieder in den Lehrplänen
zu verankern. Worin besteht die Aufgabe der gymnasialen
Bildung? Ganz einfach: Sie ist von Anfang an auf eine wis-
senschaftliche Betrachtung der Welt gerichtet und gipfelt
im Erreichen eines Bildungsstandes, den man zu Recht als
Hochschulreife bezeichnet. So steht es sinngemäß auch im
niedersächsischen Schulgesetz.

Gymnasiale Bildung ist wissenschaftsbezogen, nicht
anwendungsorientiert
Mit Hochschulreife ist aber nicht die Befähigung gemeint,
ein Studium aufzunehmen, sondern es erfolgreich abzu -
schließen. Das lernt man nicht durch anwendungsbezogene
Verbiegung der Lerninhalte, sondern nur durch einen auf die
Fachwissenschaften bezogenen Unterricht. Gymnasiale Bil-
dung ist nicht anwendungsorientiert, sondern wissen-
schaftsbezogen. Sie ist deshalb nur zu erreichen durch eine
wissenschaftlich fundierte Lehrerbildung, in der neben dem
Studium der Fachwissenschaften auch eine Fachdidaktik
zum Zuge kommt, die sich als echte Fach-didaktik und nicht
als sogenanntes Methoden-Lernen versteht.

Der Lehrer ist für die sachlich richtige, d.h. fachmethodische
Führung des Lernprozesses verantwortlich, was sich nicht in
Bereitstellung von Arbeitsblättern erschöpft. Von Schülerin-
nen und Schülern werden vom Lehrer Fachkompetenz und
Urteilskraft erwartet, und in der Wahrnehmung dieser
Führungsverantwortung wird er auch als Autorität aner-
kannt (vgl. Zellner 2015). Wir müssen endlich aufhören, den
Frontalunterricht zu verdammen. Denn er trägt – sofern er
richtig und gut gestaltet wird – maßgeblich zur Bildung bei.

Der Ausdruck „Wissenschaftsbezug des Gymnasialunter-
richts“ meint etwas anderes als die vielbenutzte Formel von
der Wissenschaftsorientierung des Unterrichts. Das wird in

der bildungspolitischen Debatte und oft
auch im wissenschaftlichen Diskurs ver-
mengt.

An einem einfachen Beispiel lässt sich
der Unterschied verdeutlichen: Die Aus-
bildung eines Heizungsbauers ist heute
sicherlich wissenschaftsorientiert, denn
seine Installationen müssen sich am
ökologischen und ökonomischen Stand
der Heizungstechnik orientieren. Er
muss die vorgegebenen Kennlinien
durchschauen und die Heizungsparame-
ter auf ihre Einhaltung trimmen. Aber
seine Ausbildung ist nicht wissen-
schaftsbezogen, sondern praxisbezogen,
d.h. anwendungsorientiert. Er soll ja
nicht neue Zusammenhänge erforschen,
etwa zwischen NOx-Emission und Kli-
maerwärmung. Er soll auch keine neuen
Brennwertkessel entwickeln und die

Die Verbandsposition zur Kompetenzorientierung wurde durch die Delegierten beim
 Philologentag 2016 bekräftigt und unterstrichen



Parameter berechnen. Das macht der Ingenieur. Seine Aus-
bildung ist offenkundig wissenschaftsbezogen. Der eine
wendet die Erkenntnisse der Wissenschaften an, der andere
generiert sie. Es lassen sich beliebig weitere Beispiele für die
Differenz von Wissenschaftsorientierung und Wissenschafts -
bezogenheit anführen: Polier und Bauingenieur, Kaufmann
und Volkswirt, ja auch Pfarrer und Theologe. 

Für die Schule heißt das: Jeder Unterricht ist wissenschafts -
orientiert, wenn die Schülerinnen und Schüler keinen Unfug
lernen sollen. Das gilt schon ab der Grundschule. Aber nicht
jeder Unterricht ist wissenschaftsbezogen. Das gilt nur für
den Gymnasialunterricht, da er wissenschaftspropädeutisch
angelegt ist.

Gegenstand des Gymnasialunterrichts ist von Beginn an
nicht etwa das Rechnen, sondern die Wissenschaft der Mathe -
matik, nicht etwa das Kommunizieren in einer Fremdsprache,
sondern ihre Sprachwissenschaft, sind nicht die Daten der
Geschichte, sondern die Quellen der Geschichtswissenschaft.
Deswegen ist auch ein fachfremd erteilter Unterricht ganz
und gar unmöglich. Wenn man die vielen Vertretungsstun-
den aufaddiert, in denen eine fachfremde Vertretung die
Klasse beaufsichtigt, dann ist das echter Unterrichtsausfall,
auch wenn er in der Statistik nicht als solcher erscheint. 

Studierfähigkeit: Fachkundigkeit und Urteilsfähigkeit
Die Wissenschaftsbezogenheit als Kennzeichen des Gym -
nasialunterrichts stellt im Übrigen keine neue Erkenntnis
dar, aber offenbar ist sie in Vergessenheit geraten. Bereits im
Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 7. Juli 1972 über
die „Neugestaltung der gymnasialen Oberstufe in der
Sekundarstufe II“ findet sich dieser Gedanke. Die Grundsätze
dieses Beschlusses gelten übrigens noch heute: „Die Not-
wendigkeit, allen Schülern grundlegende wissenschaftliche
Verfahrens- und Erkenntnisweisen systematisierend und
problematisierend zu vermitteln … bleibt unbestritten …
Diese Aufgabe soll durch den Pflichtbereich ebenso erfüllt
werden wie durch die in besonderem Maße wissenschafts-
propädeutische Spezialisierung im Wahlbereich.“ 

Es geht – wohlgemerkt – nicht um die Vermittlung von wis-
senschaftlichen Inhalten, sondern um die Einführung in wis-
senschaftliche Erkenntnisweisen, was nicht dasselbe ist. Was
1972, also vor bald 45 Jahren festgelegt wurde, stand eindeu-
tig noch in der neuhumanistischen Schultradition Wilhelm
von Humboldts. Der höhere Schulunterricht hatte in seinem

Königsberger Schulplan die Aufgabe, das „Lernen des Lernens“
zu ermöglichen. Er meinte freilich nicht die heute häufig
damit assoziierten flachen Memorierhilfen, fälschlich als
Methoden bezeichnet. Vielmehr verstand er das Lernen des
Lernens als eine Vorbereitung auf den eigenen Forschungs-
und Erkenntnisprozess auf der Universitätsstufe, der auf
methodische und systematische Weise erst neues Wissen
erzeugt und nicht darauf gerichtet ist, altbekanntes Wissen
einzutrichtern. Wenn im Universitätsstudium Erkennen und
Lernen zusammenfallen, dann hat das Lernen in der Schule
dem Erkennen-Können zu dienen.

Gymnasium: Rückkehr zu wissenschaftsbezogenem
Unterricht unabdingbar
Die wissenschaftsbezogene Fachkundigkeit ist aber nur ein
Aspekt gymnasialer Bildung. Studierfähigkeit als Studienab-
schlussfähigkeit ist als Ausdruck der eigenen Bildung nicht
nur vom Erkenntnisvermögen abhängig. Zur Bildung gehört
auch Urteilsfähigkeit.

Das bedeutet, dass zur Hochschulreife auch ein spezifisches
Interesse an wissenschaftlicher Problemorientierung gehört.
Zum wissenschaftlichen Arbeiten gehören Neugierde, Kritik -
fähigkeit und Sorgfalt, die als Haltung zur Hochschulreife
dazugehören. Wissenschaftliche Arbeit verlangt nach einem
„Habitus“, der sich an der Idee der Wahrheit orientiert und
sich nicht für diese oder jene Zwecke einspannen lässt. Des-
halb gehören zum wissenschaftlichen Denken und Arbeiten
auch das Aushalten von Ungewissheiten und Enttäuschun-
gen, die Bereitwilligkeit, immer wieder von neuem den Weg
des Suchens einzuschlagen, und die Ausdauer und Beständig-
keit, diesen Weg bis zum immer vorläufigen Ende zu gehen. 

Studierfähigkeit umfasst Fachkundigkeit und Urteilsfähig-
keit, d.h. die beiden traditionellen Aspekte des deutschen
Kompetenzbegriffs und damit auch die Merkmale der gym-
nasialen Bildung. Diese Art von Hochschulreife ist in § 11
Abs. 1 des Nds. Schulgesetzes gemeint.

Niedersachsen hat ein klares Bekenntnis zu G 9 abgelegt
und damit ein deutliches Zeichen der Reform gesetzt. Es
wäre nur konsequent, sich in einem weiteren Schritt der  
Re-Formierung auch von der Kompetenz-Orientierung zu
verabschieden und zurückzukehren zu einem Kanon wissen-
schaftsbezogenen Unterrichts, der wirklich kompetent
macht und sich nicht in Kompetenzen verliert.
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Die Delegierten des Niedersächsischen Philologentages
waren sich einig: Bedeutendes hatte die Ministerin in ihrer
Rede nicht gesagt. Aber einen ihrer Sätze sollte man sich
dennoch genauer anschauen. In ihren Ausführungen zur
inklusiven Schule erklärte die Ministerin: „Niemand soll in
Zukunft mehr hören: Auf diese Schule gehörst du nicht.“

Der Satz ist ihr nicht so herausgerutscht. Er war vielmehr mit
Bedacht gesprochen – und auch nicht zum ersten Mal. Und
man hat ihn in leichter Variation auch von anderen rot-grü-
nen Politikern schon öfters gehört. So sagte etwa der dama-
lige SPD-Abgeordnete Wulf 2012 im Landtag: Die SPD wolle
das Gymnasium „weiterentwickeln“, „damit auch an den
Gymnasien kein Kind mehr hören muss, du hast hier nichts
zu suchen…“

Solche Zielsetzungen klingen so schön gutmenschlich, so
moralisch. Jeder, der da auch nur ein Fragezeichen setzt, ist
von vornherein als pädagogischer Bösewicht stigmatisiert.
Er „grenzt aus“, er „selektiert“…, man kennt diese Verdam-
mungsworte nur zu gut. Entfernt man freilich von solcherlei
Aussagen die Gutmenschen-Camouflage, dann bedeuten sie
nichts anderes als: Jeder kann, ja soll unbeschadet seiner
Fähigkeiten und Leistungen auf jeder beliebigen weiter-
führenden Schule, die er oder seine Eltern einmal gewählt
haben, ein dauerhaftes Bleiberecht genießen und möglichst
auch ein Recht auf entsprechende Abschlüsse haben –
natürlich auch auf dem Gymnasium. Ob er dem Unterricht
folgen kann, ob er eine nennenswerte Chance hat, die staat-
lich vorgegebenen Ziele dieser Schulform – selbstverständ-
lich mit angemessener Förderung – zu erreichen, ist völlig
ohne Belang. Leistungsvermögen, Leistungsbereitschaft,
Selbstverantwortung und eigenes Engagement für den Bil-
dungserfolg – dies alles spielt praktisch keine Rolle. Ohne
Belang ist offenbar auch die Überlegung, ob es pädagogisch
sinnvoll ist, einen Schüler ständig Überforderungserfahrun-
gen und Misserfolgserlebnissen auszusetzen.

Da liegt es nahe, Misserfolgserlebnisse gar nicht erst auf-
kommen zu lassen. Bildlich gesprochen: Legt man die Latte
beim Hochsprung auf 1.40 Meter, werden es etliche trotz
Training nicht schaffen, diese Höhe zu überwinden. Senkt
man die zu überspringende Höhe auf 40 cm, wird es jeder
schaffen. Dann muss auch niemand mehr üben und sich
anstrengen. Schöne neue Welt!

So kommt es, dass die Ministerin und ihre rot-grüne Koali -
tion seit Jahr und Tag fleißig am Werke sind, diese schöne
neue Schulwelt zu schaffen, sprich: die Anforderungen her-
abzusetzen, Zensuren abzuschaffen, die Überweisung von
Schülern auf für sie geeignetere Schulformen möglichst zu
unterbinden usw. Allein schon der Begriff „Leistung“ ist ver-
pönt und wird allenfalls noch mit negativer Konnotation wie
etwa „Leistungsdruck“ geduldet. „Fördern ja, Fordern allen-
falls in homöopathischen Dosen“ lautet die neue Parole.

Manche kritischen Zeitgenossen fragen schon kess, warum
man, wenn das Leistungsprinzip so böse ist, diese Philoso-
phie nicht von der Schule auch auf andere Bereiche über-
trägt. Wann wird es etwa dem Professor verboten, einem
überforderten Mathematikstudenten zu sagen, dass sein
Leistungsvermögen und sein Fleiß für ein solches Studium
nicht genügen? Wann wird es einem Bundesligatrainer ver-
boten zu sagen: „Sorry, aber für diese Mannschaft reicht’s
bei dir einfach nicht?“

„An ihren Früchten sollt ihr sie erkennen“, heißt es in der
Bibel. Wie wahr! Bei Leistungsvergleichen, egal welcher Art,
sind immer die gleichen vorn – Bayern und Sachsen. Und es
sind praktisch immer die gleichen hinten: Bremen, Berlin,
NRW, alles Länder, wo sich die glaubensfeste „fortschritt -
liche“ Schulpolitik über lange Jahre austoben konnte.

Zu den Erfolgreichen gehörte bis vor kurzem immer auch
Baden-Württemberg. Beim jüngsten Leistungsvergleich des

IQB fand sich Baden-Württemberg plötzlich
meilenfern von einem Spitzenplatz wieder. Ach
ja, seit 2011 hat ja Rot-Grün in Baden-Württem-
berg das Schulwesen kräftig nach seinen Glau-
bensbekenntnissen umgekrempelt. Ein Schelm,
wer Böses dabei denkt…

Aber solche Tatsachen interessieren den nicht,
der seine Glaubensgewissheiten jenseits von
Fakten gewinnt und aufrecht erhält, der – ganz
modern gesagt – postfaktisch denkt und han-
delt. Was sagte doch der spätmittelalterliche
Kirchenfürst mit dem ptolemäischen Weltbild
als Dogma im Kopf, als ihm Wissenschaftler
deutlich zu machen versuchten, dass alle Tat -
sachen gegen dieses Weltbild sprächen? „Umso
schlimmer für die Tatsachen…!“

Dr. Uwe Dempwolff

„Umso schlimmer für die Tatsachen…“
Ein Satz der Ministerin und was er bedeutet

Vorführung der Berichterstattung vom NDR-Fernsehen am zweiten Tagungstag
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„Mit 89 Jahren ist es an der Zeit, das Amt des Vorsitzenden
des Ältestenrates aufzugeben.“ Mit diesen Worten kündigte
Wolfgang Steinbrecht auf der Vertreterversammlung 2016
seinen Rückzug aus der aktiven Verbandsarbeit an. Wer ihn
kennt und wer mit ihm zusammengearbeitet hat, weiß, dass
ihm diese Entscheidung nicht leichtgefallen ist. Kein Wunder,
denn Wolfgang Steinbrecht hat den Ältestenrat geprägt und
ihm durch seine Person Richtung und Ausrichtung gegeben.

Nach der Satzung des Philologenverbandes Niedersachsen ist
der Ältestenrat ein Gremium von Personen, die mindestens
65 Jahre alt sind, dem Verband wichtige Impulse gegeben
haben und die sich in besonderer Weise in herausgehobenen
Funktionen um den Verband verdient gemacht haben. Er soll
u.a. dem Geschäftsführenden Vorstand und dem Hauptvor-
stand, sofern gewünscht, mit seinem Rat zur Verfügung zu
stehen und als „Ehrenrat“ bei Unstimmigkeiten zwischen
Verbandsmitgliedern eine Vermittlerrolle übernehmen.

In diesem Sinne hat Wolfgang Steinbrecht sein Amt verstan-
den und es wahrgenommen, engagiert und selbstbewusst;
und für Freunde und Widersacher war er ein nicht immer
bequemer Mahner und Disputant, aber ein ehrlicher Mittler
seiner Überzeugungen und Einsichten. Doch wie könnte das
auch anders sein bei einem Mann, der „der Sache auf den
Grund geht" und der nicht mit dem Zeitgeist seine Kompro-
misse macht, wie so manch anderer das tut.

Wolfgang Steinbrecht hat sich als „Vordenker“ in unserem
Verband gesehen, aber er hat sich auch als hartnäckiger
Mahner verstanden, der schon sehr früh schulpolitische
 Entwicklungen voraussah, die für manch anderen noch im

Verborgenen lagen. Unzählige Artikel in „Gymnasium in
 Niedersachsen“ geben davon Zeugnis und zeigen ihn als
Mahner, der auch Stachel sein wollte, wenn andere
gedanken los schulpolitische Entwicklungen und Ereignisse
hinnahmen, so als seien sie ohne Bedeutung für die Erfül-
lung unseres gymnasialen Bildungsauftrages.

Immer ist Wolfgang Steinbrecht selbstbewusst und kämpf e -
risch für seine Überzeugungen eingetreten, bis hin zu
 seinem Kampf gegen Begriffe, wenn sie zum manipula tiven
Instrument der gezielten und bewussten Beeinflussung
öffentlicher und privater Meinungen werden. Personen, die
mit ihm zusammengearbeitet haben, wissen, dass es nicht
leicht ist, Wolfgang Steinbrecht zu überzeugen, und auch
mancher von uns hat die Erfahrung gemacht, dass es schon
guter Argumente bedarf, um seinen sachlogischen Darle-
gungen, in präziser Sprache vorgetragen, zu begegnen,
geschweige denn sie zu widerlegen.

Eine große, wenn nicht gar seine größte persönliche Lei-
stung, ist seine Autobiographie „Kindheit und Jugend in drei
deutschen Staaten“, ein selbstkritischer und informativer
Über blick über ein langes Leben mit persönlichen Erfahrun-
gen mit der Diktatur des Nationalsozialismus, der sozialisti-
schen Diktatur der DDR und dem demokratischen Neube-
ginn in der Bundesrepublik Deutschland. Diese Erfahrungen
als Zeitzeuge großer Umbrüche der deutschen Geschichte
haben ihn geprägt.

Die großen Leistungen des Wolfgang Steinbrecht haben in
unseren Reihen und weit darüber hinaus breite Resonanz
und große Anerkennung gefunden. Was könnte das besser
widerspiegeln als die eindrucksvollen „Standing Ovations“,
mit denen Steinbrecht durch die Delegierten aus seinem
Amt verabschiedet wurde, ein untrügliches Zeichen für die
große Wertschätzung, die ihm alle entgegenbringen, die mit
ihm zusammengearbeitet haben und die ihn erlebt und
schätzen gelernt haben.

Mit Dr. Uwe Dempwolff hat der Ältestenrat einen neuen
 Vorsitzenden gewählt, der die Arbeit von Wolfgang Stein -
brecht engagiert, kompetent und vor dem Hintergrund
 seiner vielfältigen Erfahrungen in verschiedenen heraus -
gehobenen Funktionen unseres Verbandes fortsetzen wird. 
Dr. Uwe Dempwolff ist in verschiedenen Funktionen, u.a. als
Geschäftsführer, stellvertretender Vorsitzender und als
 Bildungsreferent, für den Verband tätig gewesen. Zuletzt hat
er „Gymnasium Aktuell“ und unsere Pressearbeit mitgestal-
tet. Seit 1971 hat er 46mal in Folge am Philologentag teil -
genommen. 

Wechsel im Vorsitz des Ältestenrates
Wolfgang Steinbrecht gibt sein Amt auf – Dr. Dempwolff zum neuen
 Vorsitzenden gewählt Von Horst Audritz

Wolfgang Steinbrecht (links) übergab sein Amt an Dr. Uwe Dempwolff
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„Man muss doch etwas tun“
Dr. Karl Schwarze (106 Jahre) über Humanismus, Bildung und das
 Gymnasium gestern und heute Von Cord Wilhelm Kiel

Bei der Vorbereitung der diesjährigen Vertreterversammlung wurden wir auf einen ganz besonderen ehemaligen Gymnasial-
lehrer aufmerksam: Dr. Karl Schwarze, der – so lasen wir – im Sommer mit seinen 106 Jahren erneut Schülerinnen und Schüler
mit dem „Karl-Schwarze-Preis“ ausgezeichnet hatte. Das ließ aufmerken. Der Name „Karl Schwarze“ war uns natürlich ein
Begriff, schließlich ist Dr. Schwarze jahrzehntelang Mitglied des PhVN und aus dem Umfeld von Goslar und dem BV Braun-
schweig immer mal wieder erwähnt worden. Nur war uns nicht bewusst, wie umtriebig der pensionierte Gymnasiallehrer
noch weit in seinem 11. Lebensjahrzehnt ist. Ein Blick auf die Homepage von Goslars Oberbürgermeister Dr. Oliver Junk, der ja
wieder ein Grußwort auf der VV gehalten hat, zeigt im Rahmen eines Porträts, das dort zu lesen ist, das Ausmaß der Aktivitäten,
die Schwarze in und für Goslar bis heute betreibt. Vor der Vertreterversammlung traf Redakteur Cord Wilhelm Kiel deshalb mit
Dr. Schwarze zusammen, um über Schule gestern und heute sowie ein Jahrhundertleben zu sprechen. 

Geboren wurde er am 21. Juni 1910, seine Fächer sind Deutsch, Geschichte und Religion, und er unterrichtete über viele Jahre
hinweg am Ratsgymnasium in Goslar. Im Sommer 1976 trat er in den Ruhestand über und lebt seit elf Jahren in einer Senio -
renresidenz in Goslar. OStR a.D. Dr. Karl Schwarze ist der laut Philologen-Jahrbuch älteste Gymnasiallehrer in Niedersachsen.
Trotz seines biblischen Alters nimmt Dr. Schwarze noch aktiv am gesellschaftlichen Leben teil. Kürzlich spendete er 2.000
Euro für syrische Flüchtlinge, die in Goslar aufs Gymnasium gehen. 2015 ergriff er die Initiative, Urkundenübersetzungen vom
mittelalterlichen Latein ins Deutsche seines Freundes und ehemaligen Schülers Dr. Armin Theuerkauf einer breiten Öffent-
lichkeit zugänglich zu machen. Auch das Boxteam Jürgenohl, das Mütterzentrum Immenrode, die Türkisch-Islamische
Gemeinde zu Goslar und „Start right“, ein Segeltörn für Jugendliche, kamen in den Genuss von Zuwendungen: Dr. Schwarze
spendete 2014 insgesamt 10.000 Euro für diese vier Projekte! In den vergangen Jahren stiftete Dr. Schwarze darüber hinaus
Gewächse für „Ein Baum für meine Stadt“ – je einen Baum für seine sechs Enkel. 

Herr Dr. Schwarze, Sie stehen im 107.
Lebensjahr, sind der älteste Gymnasial-
lehrer Niedersachsens und auch älteste
Bewohner Goslars. Wie geht es Ihnen?
Mal ist es wunderbar für mich, zum
 Beispiel wenn ich ein Gespräch hier mit
Ihnen führe, manchmal aber frage ich
mich auch „warum lässt der Alte da
oben mich hier so lange nachsitzen?“
Da bin ich es dann leid und singe „ach,
ich bin des Leibes müde, was soll all der
Schmerz?“ (singt tonsicher vor). 

Lassen Sie uns vor allem über Ihr Leben
und die Stiftungen sprechen, die Sie
begründet haben und in denen Sie
weiterhin trotz Ihres hohen Alters als
Stifter und Förderer tätig sind. Wir
 sollten aber auch in den Blick nehmen,
wie engagiert Sie sich bis heute für das
Gymnasium insgesamt und für eine
gymnasiale Bildung einsetzen.
Ich fördere am Christian-von-Dom- und
Ratsgymnasium Goslar Schülerinnen
und Schüler, die in den Alten Sprachen
besonders gute Ergebnisse erzielt haben.
Die Bespendeten kommen dann immer
zu mir in das Seniorenheim, in dem ich
wohne, das Stadthaus am Zwingerwall,
und besuchen mich, schreiben mir einen
Dankesbrief – das ist immer sehr nett.

Ich wollte besonders begabte und tüch-
tige Schüler, die Leistungen bringen, in
den Oberstufenklassen auszeichnen, am
Ratsgymnasium sind es mitunter aber
auch die Unterstufenklassen.

Wenden wir uns zunächst zu der am
weitesten entfernt liegenden Zeit Ihres
Lebens zu, und da interessiert, wie
könnte es anders auch sein, wie Sie
damals die Schule erlebt haben.
Vor 100 Jahren war ich in meinem zwei-
ten Schuljahr. Damals bin ich eingetre-
ten in das „Königlich Preußische huma-
nistische Gymnasium zu Göttingen“. Ich
betone dabei „humanistische“ – es war
noch ein etwas anderes Gymnasium als
heute. Bei dieser Schule handelt es sich
um das heutige Max-Plack-Gymnasium.
Der damalige Direktor gab bei uns
 Griechischunterricht. Er hat uns mit
dem Herzen gefasst, auch weil er uns
viel erzählt hat, was wir machen sollen,
wenn wir zum Beispiel das Glück haben
sollten, einmal nach Athen zu fahren. 
Es handelte sich also nicht nur um die
Vermittlung einer Sprache und ihrer
Grammatik – das natürlich auch – aber
auch um die Inhalte des Lebens, die mit
diesen Sprachen einhergingen. Ich
würde Ihnen gern dazu die beiden

„Reimspiele“ (ich nenne das kein
Gedicht, ich bin kein Dichter) vortragen,
die ich dazu vorbereitet habe:

In Erinnerung an die Gründung des
Gymnasiums vor gut 200 Jahren

Es war ein stolzes Haus, 
geliebt in Deutschland, 

in der Welt berühmt und bekannt. 
In den Räumen dieses Baus 

ward, aus den Schriften der Alten
 geboren

ein hohes Menschenbild beschworen 
Die Pflege der Alten Sprachen 

eine der Hauptsachen, 
der Vorlieben, 

die in diesem Hause betrieben. 
Sprache nicht Material, 

vielmehr Denkmal, Fanal 
der humanitas, der Kalokagathie 
in der großartigen Ikonographie 

ihrer Dichter und Denker. 
Da wo Platon und Phidias sich fanden
Geist und Schönheit sich zu Harmonie

verbanden 
Die Schule, die das vermittelt 

heute allgemein bekrittelt, 
hieß Gymnasium. 

Das Schulwesen jetzt ein
 Sammelsurium 

von Strömungen und Interessen, 
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Bildung dabei meist vergessen. 
Es bleiben nur Trauer und Abschied. 

Doch bei allem Unterschied 
der Wille aus verqueren Sachen 

noch immer das Beste 
zu machen.

Das ist die Kuppel, unter der ich lebe. Ich
trauere „meinem“ Gymnasium nach. Ich
habe darin einen Freund gefunden, das
ist ein ehemaliger Schüler, Professor Dr.
Peter-Christian Müller-Graff, der jetzt
europäisches Recht in Heidelberg liest.
Wir beide leben immer noch im Huma-
nismus – wie übrigens auch Dr. Achim
Block, der ehemalige Vorsitzende des
Philologenverbands, zu dem ich noch
engen Kontakt habe. Die Bildung ist für
mich das Wesentliche am Gymnasium –
heute ist doch alles auf die ökonomische
Produktionsfähigkeit ausgerichtet, und
die Bildung spielt immer weniger eine
Rolle. Es ist übrigens gar nicht wahr,
dass Bildung ein „Sperrriegel“ gegen
eine spätere Tüchtigkeit ist.

Mein Engagement für die Alten
 Sprachen liegt also in meiner Schulzeit
begründet, meine Freunde und ich
leben das Ideal dieser Sprachen.
Geschichte ist übrigens meine zweite
Liebe, deswegen bin ich auch nach
 Goslar gegangen. Denn wohin man hier
greift, greift man Geschichte. Hier habe
ich viele auch für mich persönlich wich-
tige geschichtliche Entdeckungen ge -
macht. Nun noch das zweite  Reimspiel:

Alhqeia – die Wahrheit,
ein Produkt der griechischen Sprache,
ein Viadukt zu gedanklicher Klarheit.

Die griechische Sprache, 
ob Philosophie, ob Dichtung

enthält Werte großer Gewichtung. 
Sie baut dem menschlichen Geist die

Straße,
sie setzt ihm die Maße,

die durch die Jahrhunderte galten,
sie hilft ihm, sich zu entfalten.
Der ewigen Ideen eingedenk,

reicht sie ihm Schönheit als Geschenk.
Und da, wo Geist und Sinnlichkeit 

sich harmonisch einen,
erglänzt der Adel der Schönheit 

mit seinem Zauberscheine. 
Die griechische Sprache ist eine

 Vergangenheit
die Zukunft in sich birgt, 

wenn ihre hohe Menschlichkeit 
als eνeργeia in uns wirkt.

Man spürt aus allen Ihren Worten, die
humanistische Idee des altsprachlichen

Gymnasiums hat Sie geprägt, als
Mensch, aber auch in ihrer beruflichen
Tätigkeit, und sie hat Ihnen offensicht-
lich die Ideale vermittelt, denen Sie sich
als Lehrer und als Erzieher, und, wie ich
sehe, noch heute verpflichtet fühlen. 
Ja. 1948 war ich in meiner Ausbildung
zum Assessor in Einbeck, und damals
sollte das Gymnasium, an dem ich diese
Ausbildung absolvierte, umgeformt wer-
den in eine „Oberschule“. Das gefiel mir
gar nicht, und frech wie ich damals war –
wir waren ja alle frech aus dem Krieg
gekommen – suchte ich in Göttingen
Prof. Carl-Friedrich von Weizsäcker auf.
Ich habe ihn um einen Vortrag in Einbeck
gebeten, um gegen die Schließung des
Gymnasiums tätig zu werden. Nach
einer für mich sehr langen Minute Still-
schweigen sagte er ganz ruhig: „Da muss
man doch wohl was tun.“ Und das ist für
mich mein Lebensmotto geworden. Er
hat dann einen wunderbaren Vortrag
gehalten, sinngemäß über die Bedeu-
tung der griechischen Sprache für die
Entwicklung der modernen Naturwis-
senschaft. In Büchern, die ich später von
ihm gelesen habe, spielen die platoni-
schen Ideen immer noch eine große Rolle
in seiner naturwissenschaftlichen Welt-
anschauung.

Geschichte war übrigens an den
Schulen von den Engländern verboten
worden, das Fach durfte damals nicht
unterrichtet werden. Ich bekam daher
fast einmal Ärger, denn ich hatte seiner-
zeit in Einbeck Vorträge mit Göttinger
Professoren veranstaltet. Die kamen
immer alle gern, denn sie konnten in
Einbeck freier sprechen als in Göttingen
– und sie bekamen ein richtiges Abend-
brot, konnten sich in jener Zeit des
 Mangels einmal richtig satt essen. 

Gehen wir noch einmal in Ihrem Leben
zurück: Sie haben die schrecklichen
 Zeiten zweier Weltkriege erleben müs-
sen, und sich haben sicherlich Einblick
in viele Lebensschicksale erhalten, die
von Not und Entbehrung gekennzeich-
net waren. Sie gehören zu den wenigen
noch lebenden Menschen, die auch den
Ersten Weltkrieg bewusst erlebt haben...
Es ist gut, dass Sie darauf zu sprechen
kommen. Es gibt ein Ereignis, das mich
tief geprägt hat und mich bis heute
begleitet. Es war, dass mein lieber
Freund „Edu“ 1917 verhungert ist. Ich
war damals auch krank, aber als ich
wieder gesund war und nach Edu
 fragte, antwortete man mir: „Ja, der ist
verhungert“. Das hat mich wahnsinnig
gepackt. Was ich jetzt sage, hat man

mir erzählt, ich erinnere mich bewusst
nicht daran: dass ich immer geschrien
haben soll. Meine Mutter hat mir
erklärt, warum er verhungert ist, dass
die Engländer eine Blockade eingerich-
tet hatten und dadurch keine Lebens-
mittel mehr nach Deutschland kamen.
Ich habe dann wohl immer geschrien:
„Das dürfen die doch gar nicht!!“ 

Dadurch hat sich in mir ein natio-
naler Hass entwickelt. Es ist nicht bei
diesem Hass geblieben, aber ich bin mit
diesem Nationalgefühl noch in den
Zweiten Weltkrieg gezogen. Wobei, das
muss ich ehrlich sagen: Nicht als Natio-
nalsozialist! Das war das Schöne an der
musikalischen Studentenverbindung, in
der ich war, bei den „Blauen Sängern“:
In unseren Reihen konnten wir offen
sprechen. Ich habe 1933 gesagt: „Jetzt
gehen die Lichter bei uns endgültig
aus“. Damals hat mir keiner was getan,
obwohl auch Nationalsozialisten im
Bunde waren. Aber diese Bundestreue,
die hat mich geschützt, da hat mich
 keiner verraten. 

Ich bin nicht als Nationalsozialist in
den Krieg gezogen, sondern aus einer
nationalen Überzeugung heraus, dass
ich meine Pflicht tun müsse. Das Volk
erinnerte sich an die Leiden des 1. Welt-
kriegs, in dem ja auch über zwei Millio-
nen Menschen umgekommen sind. Der
Roman „Volk ohne Raum“ von Hans
Grimm war damals nicht umsonst
 parteiübergreifend so beliebt. Man
muss das ja heute immer so klar
machen: Wir waren national, aber nicht
National sozialisten. Dass sich nach dem
1. Weltkrieg, dem Korridor nach Ost-
preußen – dort war ich als Fuchsmajor
meiner Verbindung und bin dort von
der Regierung empfangen worden, das
war eine ganz schwierige Reise, man
musste mit dem Seedienst dorthin, und

Dr. Karl Schwarze
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die Polen haben alles getan, um dies
einem schwerzumachen – und anderen
Dingen nationale Empfindungen ein-
schleichen, halte ich für ganz natürlich
und nicht als etwas Perverses oder
Abwegiges. 

Ich bin mit diesen Gefühlen in den
Krieg gezogen, aber herausgekommen
bin ich als absoluter Pazifist. Denn
wenn man die Fleischreste eines Freun-
des mit Plastiktüten aufsammeln muss,
damit sie die Ratten nicht fressen, dann
ändert sich alles. Da habe ich die Worte
von Erasmus von Rotterdam gefunden,
dass der schundigste Friede immer noch
vorzuziehen wäre auch dem glorreich-
sten Sieg. Das jetzt jetzt absolut meine
Gesinnung: Krieg auf gar keinen Fall! Es
war furchtbar, diese Opfer, die Massa-
krierung...

Mussten Sie gleich 1939 als Soldat in
den Krieg?
Ich wurde im November 1939 eingezo-
gen, musste aber nicht nach Polen, son-
dern kam gleich zur Flak. Wir wurden an
die Kanalküste verlegt, wo die Einflüge
stattfanden. Wir hatten Tag und Nacht
Dienst. Nach Russland musste ich nicht,
ich blieb den ganzen Krieg über bei der
Flak an der Kanalküste. Da fielen auch
Bomben.

Wie Sie mir in unserem Vorgespräch
sagten, haben Sie Ihr Abitur 1929 in
Göttingen abgelegt – was kam danach?
Das erste Semester in München! Mein
Vater hatte mich rausgeschmissen, ich
solle auf eigene Füße kommen. Danach
habe ich in Göttingen studiert und
dann auch nochmal zwei Semester in
Berlin eingeschoben. Berlin 1931/32 ist
mir in mehrerlei Hinsicht im Gedächtnis
geblieben. So habe ich 1931 eine Reichs-
tagssitzung besucht – mit dem Erlebnis
der Gewissheit, dass es mit der Weima-
rer Republik zu Ende geht. In diesem
Zusammenhang fiel mir der latente
Bürgerkrieg in Deutschland mit seinen
vielen Morden auf. Es gab aber auch
positive Erlebnisse während meiner Zeit
in Berlin: Theater mit Werner Krauß und
Helene Thimig in Hauptmanns „Vor
Sonnenuntergang“ oder ein Gespräch
mit einem Professor im Harnack-Haus:
Ich fühlte mich zum „civis academicus“
befördert, gehörte „dazu“.

Um mir meine Biergroschen zu
 verdienen, habe ich jeden Sonnabend
im „Göttinger Tageblatt“ Artikel –
 Dönekens und Geschichten aus der
 Göttinger Vergangenheit – veröffent-
licht. Wir haben uns während des Stu -

diums sehr eingeschränkt, zum Beispiel
gab es in der so genannten Schlos-
sküche eine Polenta für 45 Pfennig. Oder
wir aßen bei „Aschinger“, da standen
Brötchen, die konnte man zur Suppe
gratis essen. Mein Vater sagte übrigens:
„Studieren kannst Du was Du willst,
Aussichten hast Du nirgends“. Das war
die Situation Ende der zwanziger Jahre.

In der Zeit des zweiten Weltkrieges
haben Sie, wenn ich richtig mitgerech-
net habe, Ihr Studium, oder sollte ich
sagen, Ihre Studien abgeschlossen,
doch Ihre berufliche Tätigkeit haben Sie
erst nach dem Krieg aufgenommen. 
Mein Staatsexamen habe ich erst 1939
gemacht, meinen Doktor aber schon
1935.„Erleben und Erlebnis im Sieben-
jährigen Krieg“ war das Thema meiner
Promotion. Ich wollte nicht in den
Schuldienst, wo die Geschichte auch
durch den nationalsozialistischen
Fleischwolf gedreht wurde! Ich wollte
eine wissenschaftliche Laufbahn ein-
schlagen, aber das war auch ein Irrtum:
Meine Habilitationsarbeit wurde mir
vom nationalsozialistischen Rektor der
Universität kommentarlos zurückgege-
ben. Mehr möchte ich dazu nicht sagen,
ich möchte nicht zu den „Widerständ-
lern“ gehören, denn die gehen mir auf
die Nerven – es waren ja nachher „alle“
im Widerstand! Ich hatte auch eine
Arbeit zu Ernst Moritz Arndt geschrie-
ben, die der Verlag Barth drucken woll-
te, aber dann wurde ich in den Krieg
eingezogen. Ende 1939 wurde kurz
davor angeboten, das Staatsexamen
noch innerhalb von acht Wochen
 abzulegen. Das habe ich dann doch
gemacht, um nach dem Krieg einen
Beruf ausüben zu können.

Mussten Sie nach dem Krieg in die
Gefangenschaft?
Ich war interniert, wir kamen in „auto-
matische Haft“, ein Begriff, den Heisen-
berg schon geprägt hatte. Im August
1945 saßen wir in der Internierung,
dann wurden wir vorgeladen und
gefragt, ob wir in der „A2C2-Klasse“
waren. Ich konnte damit nichts anfan-
gen. Es war die Gehaltsklasse eines
„Rates“. Ich hatte aber immer mein
Offiziersgehalt als Oberleutnant
bekommen. Wir waren interniert im
ehemaligen KZ Esterwegen im Emsland,
ich war damals sehr krank, hatte
Ödeme. Dort lagen wir unter freiem
Himmel auf der Erde, erst im Winter
ging es in Baracken. 

Wie viele dürften auch Sie nach Kriegs-
ende und Internierung eine in jeder
Hinsicht bewegte und entbehrungs -
reiche Zeit durchlebt haben, und ein
„Schnelleinstieg“ in den Beruf war
sicherlich auch Ihnen wie so vielen
 verwehrt.
Nach der Gefangenschaft kam die Ent-
nazifizierung. Ich war wieder zwei Jahre
außer Dienst und arbeitete als Hilfs -
arbeiter in der Göttinger Universitäts -
bibliothek. Dort war eine Bombe hinein-
gefallen, ich musste also Bücher trans-
portieren. Wir haben uns mit Mühe und
Not durchgeschlagen, meine Frau ist
auf die Felder gegangen und hat Erbsen
gepflückt, ich habe außerdem beim
 Holzeinschlag für die Stadt mitgehol-
fen, denn man durfte einen Teil des Ein-
schlags behalten. Bei Hilfsarbeiten traf
man damals die höchste Gesellschaft –
Professor Kreter musste am Geismarer
Tor Straßen fegen! Wenn man Offizier
gewesen war, dazu Verbindungsstudent
und auch noch Akademiker, da musste
man erst einmal „dreckige“ Arbeit
machen, das wollten die Kommunisten,
die in der Stadtverwaltung in der Besat-
zungszeit saßen, so. Das Arbeitsamt
wollte mich sogar in die Toiletten von
Friedland als Reiniger schicken! Da
 fühlte ich mich dann aber doch „unter-
beschäftigt“…

Als zwei Jahre herum waren, habe
ich mich bei der Bearbeitungsstelle für
Entnazifizierung in Hildesheim gemel-
det. Es kam zu einer Verhandlung, zu der
ich gar nicht anwesend sein musste, ich
habe einen befreundeten Anwalt gebe-
ten, mich zu vertreten. Das ganze dauerte
fünf Minuten. Er sagte: „Sie kennen doch
alle Herrn Dr. Schwarze – schlank, intelli-
gent, sportlich – wenn der es nicht weiter
gebracht hat bei den Nationalsozialisten,
der muss ja Widerstand geleis tet haben.“
In der Tat bei ich bei allen Prüfungen der
Nationalsozialisten – Führerprüfung
usw. – absichtlich durchgefallen. Ich
wollte dort nichts werden.

Sie haben mir ein Stichwort gegeben,
als sportlich wurden Sie da bezeichnet.
Waren Sie denn auch als Sportler aktiv?
Ja, aber nur privat. Ich habe immer nach
den Vorlesungen auf dem Sportplatz
gewesen, meine Spezialitäten waren
Kugelstoßen, 400-Meter-Lauf und
Langstreckenlauf. Ich bin immer viel
gelaufen, später gewandert, das ist für
mich auch Sport. Ein Auto habe ich nie
gehabt! Ich bin immer zur Schule und
zurück gelaufen, das hat mich fit gehal-
ten. Man braucht ja auch kein Auto; in
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den Urlaub bin ich immer mit dem Zug
gefahren oder – zum Beispiel nach
 Griechenland – geflogen.

Sie sind 1949 ans Ratsgymnasium
 Goslar gekommen…
Das ist auch eine besondere Geschichte!
Mir war eigentlich eine Planstelle in Ein-
beck zugesagt worden. Ich wollte diese
dann auch annehmen, auch um Sicher-
heit für meine Familie – ich hatte drei
Kinder, eines ist leider inzwischen schon
verstorben – zu haben. Die Familie
 musste versorgt werden, ökonomische
Sicherheit war nicht einfach in jenen
Jahren. Nun hatte ich aber das Pech,
dass der Sohn des damaligen Innen -
ministers in meiner Klasse war, dem
attestierte ich unter jedem Aufsatz eine
„Fünf“. Dann wurde die Sache politisch,
es wurde gesagt: „Den wollen wir nicht
in Einbeck“. Hier in Goslar hat man
mich aber gern aufgenommen, ich
hatte beste Referenzen – Abitur, Doktor-
arbeit, Staatsexamen war ja alles „gut“
– und bin hier auch gut „eingeschlagen“.
Ich habe viel gegründet und getan,
habe zum Beispiel die Kulturvereinigung
mitgegründet, 1950/51 wurde ich gleich
deren Präsident und habe hier eine Uni-
versitätswoche veranstaltet. Außerdem
habe ich den Freundeskreis der evange-
lischen Akademie Loccum gegründet,
ich war im Lions-Club Jugendbeauftrag-
ter für Niedersachsen und Bremen und
viele andere Dinge.

Sie haben Schule zu verschiedenen
 Zeiten und aus vielen Perspektiven
erlebt, als Schüler und als Lehrer: 
Und das führt im Rahmen unseres
Gespräch geradezu zwangsläufig zu
der Frage, die mich als heutigen Lehrer
interessiert: Was sind die größten
Unterschiede zwischen Schule und
speziell dem Gymnasium damals und
heute – Sie verfolgen die Schulpolitik
ja noch immer aufmerksam mit?
Es ist nicht mehr „mein“ Gymnasium
heute. Das hängt mit den vielen Refor-
men zusammen. Dabei liegt es am
 Lehrer, ob Schule gut ist oder nicht! Ich
würde heute noch genauso unterrichten
wie damals. Neben dem, was ich am
Anfang zum Bildungsaspekt gesagt
habe, sind die Unterschiede vor allem
Äußerlichkeiten. Ich bin jeden Tag mit
Anzug und Schlips in die Schule gekom-
men, außerdem waren die Schüler
immer ruhig. Bis auf eine Klasse, ich
nenne sie „Polit-Klasse“. Ich war ein
strenger Lehrer, aber gerecht, und als sol-
cher wurde ich akzeptiert. Ich habe der

Klasse gesagt: „Ihr könnt versuchen, mei-
nen Unterricht zu torpedieren, aber mit
mir klappt das nicht. Wenn Ihr lachen
wollt, ich lache gern mit“. Meine Devise
war aber auch: Eine Stunde, in der nicht
gelacht wird, ist eine schlechte Stunde. 

Wie haben Sie die „Achtundsechziger“
erlebt? Damals herrschte ja viel
 Unruhe an der Schule. 
Die haben mich geärgert. Aber ich habe
als Jugendbeauftragter beim Lions-Club
seinerzeit viele Vorträge organisiert,
unter anderem den ersten Computer in
der Gegend vorgeführt. So kamen wir
mit den Jugendlichen auch in diesen
Zeiten ins Gespräch. Aber in dieser
„Polit-Klasse“ war ein Schüler, der später
der Vorsitzende des AStA an der Univer-
sität Göttingen wurde. Unter seiner
Führung ist dieses schreckliche Wort von
der „klammheimlichen Freude“ anläss-
lich der Ermordung von Siegfried Bub-
ack gefallen.

Hatten Sie auch Interesse an einer
Tätigkeit in der Schulleitung gehabt?
Andere hatten Interesse. Mein Direktor
wollte seinen designierten Nachfolger
nicht haben. Ich sollte nach Seesen
gehen, mir dort die Sporen verdienen
und dann hier später Schulleiter wer-
den, wenn die Stelle frei würde. Ich
hatte aber keine Lust, mich in diese
Spiele hineinziehen zu lassen, und woll-
te auch nicht nach Seesen wechseln.

Seit 1975 sind Sie im Ruhestand – was
haben Sie in diesen über 40 Jahren
noch alles gemacht?
Es war eigentlich 1976, denn meine Abi-
turklasse wollte ich nicht allein lassen,
ich habe in dieser Klasse noch bis 1976
Unterricht gegeben. Ich sage immer: Ich
habe mich noch nie in meinem Leben

gelangweilt. Weil ich immer noch etwas
unternehme! Weil ich heute aber nicht
mehr arbeiten kann, kann ich anderen
helfen, spenden und fördern. Mein
Motto ist eben: „Muss muss doch was
tun“, und es gibt nichts Gutes, außer
man tut es. Das macht mir Freude. Ich
nehme aber aktiv am öffentlichen
Leben teil, schreibe zum Beispiel regel-
mäßig in der Zeitung meines Senioren-
stiftes. Dann habe ich ja meine Stiftun-
gen, vergebe jedes Jahr den schon zu
Beginn erwähnten „Karl-Schwarze-
Preis“ für besondere Leistungen in den
Alten Sprachen. Außerdem habe ich
unter anderem eine „Starthilfe für Stu-
dienanfänger“ gegründet und auf diese
Weise junge Menschen gefördert. Ich
bin geistig rüstig, körperlich aber mise-
rabel dran, kann nicht mehr frei gehen,
brauche eine Gehhilfe...

Aber Sie können im 107. Lebensjahr
zumindest mit Hilfe noch gehen, sind
nicht auf einen Rollstuhl angewiesen,
und sind geistig so rege wie viele
 Jüngere nicht! Welches „Vermächtnis“
würden Sie denn uns Jüngeren – neben
Ihren Stiftungen und der Förderung
von Schülerinnen und Schülern – als
„aktiver 106jähriger“ mitgeben?
Da muss ich direkt überlegen. Als Ver-
mächtnis möchte ich vieles... Wenn ich
an Schule denke, dann, dass vom huma-
nistischen Gymnasium doch noch etwas
bewahrt wird. Es macht das Leben
 reicher. Das Gymnasium sollte mit der
Entwicklung der geistigen und
charakter lichen Fähigkeiten Leben-
stüchtigkeit vermitteln, und das heißt:
Das Reis des Lebens weiterreichen.

Im Gespräch: Dr. Karl Schwarze mit Cord Wilhelm Kiel
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Im Jahr 2018 wird der wissenschaftliche Missionssatellit
CHEOPS der europäischen Weltraumagentur (ESA) ins All
starten. Mit an Bord werden Schülerzeichnungen aus ganz
Europa sein. Auch 16 Zeichnungen von Schülerinnen und
Schülern aus den Jahrgängen 5 bis 8 des Neuen Gymnasi-
ums sind mit dabei. In der Schule wird diese Aktion vom
 Lehrerteam der AG „Na, Erde?“ Ines Hauck-Gundelach und
Dr. Bernhard Sturm betreut.

CHEOPS ist eine Mission, die es sich zum Ziel macht, mit
einem Satellitenteleskop nach lebensfreundlichen Planeten
außerhalb unseres Sonnensystems, so genannten Exo-
 Planeten, Ausschau zu halten. Der Name CHEOPS bedeutet:
 CHaracterizing ExO Planet Satellite. Der Satellit wird erd -
ähnliche Planeten auf ihre Größe, Masse und Atmosphäre
hin genauer untersuchen. Nach der bisherigen Vorstellung
sind für das Leben die chemischen Elemente Kohlenstoff (C),
Wasserstoff (H), Stickstoff (N), Sauerstoff (O), Phosphor (P)
und Schwefel (S) (kurz: CHNOPS) erforderlich. Als ein eu -
ropäisches Weltraumprojekt unter dem Dach der ESA wird
CHEOPS von der Universität Bern in der Schweiz koordiniert.

Schülerwettbewerb 
Um dieses interessante Projekt noch bekannter zu machen
und auch Jugendliche dafür zu begeistern, wurde von den
 Veranstaltern ein Schülerwettbewerb ausgerufen. Auch die
Schülerinnen und Schüler der Jahrgänge 5 bis 8 des Neuen

Gymnasiums hatten dafür bis Ende letzten Jahres die Mög-
lichkeit, auf einem knappen DIN A4-Querformat eine Grafik
in Schwarz-Weiß anzufertigen, die wesentliche Aspekte der
CHEOPS-Mission oder des Weltraums visualisiert. Sie taten
dies zum Beispiel mit Zeichnungen des CHEOPS-Satelliten
selbst, von Planeten, von Sternbildern oder auch vom Start des
Satelliten auf dem Heimatplaneten Erde. Manche integrierten
in ihre Zeichnung sehr kreativ auch die CHEOPS-Pyramiden.

Es wurden von der Jury in Bern letztendlich insgesamt 3.000
Zeichnungen aus ganz Europa und davon 234 aus Deutsch-
land ausgewählt. Aus der AG „Na, Erde?“ und vom Neuen
Gymnasium sind darunter Zeichnungen von 16 Schülerinnen
und Schülern.

Der Weg ins All
Die Zeichnungen wurden in Bern nun im Maßstab 1 zu 1.000
verkleinert und auf zwei Metallplaketten eingraviert. Diese
Plaketten mit den Schülerzeichnungen werden nun als Be -
standteil am Satelliten angebracht. Die eingehende Prüfung
aller Bauteile des an verschiedenen europäischen Stand -
orten gebauten Weltraumteleskops auf ihre Raumfahrttaug-
lichkeit hin erfolgt von der ESA bis Ende 2017. Die Spannung
steigt allerdings noch bis Anfang 2018: Dann werden die
miniaturisierten Zeichnungen als Botschafter der Schule,
aber auch der Europäer, mit diesem Satelliten ins All fliegen!

Volker Georg

Nicht nur das Dach der Aula des Neuen Gymnasiums schwingt sich Richtung All! Diese Schülerinnen und Schüler präsentieren die Zeichnungen,
die 2018 im Rahmen der CHEOPS-Mission mitfliegen werden: (oben v.l.n.r.) Frieda Zoeke, Charlotte Athen, Nadiya Matukhno, Fanny May, Mart-
he Greis und (vorne v.l.n.r.) Max Wallenstein und Layla Chamas; in der Mitte hinter ihnen die Lehrer Ines Hauck-Gundelach und Dr. Bernhard
Sturm; oben rechts in der europäischen Sternenflagge: Eines der in der Schüler-AG „Na, Erde?“ gebauten Modelle des CHEOPS-Satelliten; Foto:
Lutz Gärtner (Neues Gymnasium Oldenburg)

CHEOPS – die Kunst des Neuen Gymnasiums Oldenburg
fliegt ins Weltall 
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Im Juni 1991 unterzeichneten die Regierungschefs Deutsch-
lands und Polens den „Vertrag über gute Nachbarschaft“
und beschlossen, wo man schon dabei war, die Gründung
des Deutsch-Polnischen Jugendwerks (DPJW) gleich mit.
Doch während die große Politik den Rahmen zimmerte (und
irgendwie bis heute zimmert), leisten zwei Schulen, das
 Kaiserin-Auguste-Viktoria-Gymnasium aus Celle und das I
Liceum im. T. Kosciuszki aus Konin, lokale Basisarbeit der
 Versöhnung und Verständigung . Und zwar bis zum heuti-
gen Tage – eine fünfundzwanzigjährige Erfolgsgeschichte!
Der gemeinsame Schüleraustausch ist damit nach Auskunft
des DPJW der älteste zwischen beiden Ländern in Nieder-
sachsen. Mehrere hundert Schülerinnen und Schüler haben
seit 1991 das jeweilige Nachbarland besucht. Gemeinsame
Konzertprojekte, dauerhafte Freundschaften und sogar eine
Ehe (!) sind daraus hervor gegangen und machten den Aus-
tausch über die Jahre zu einer allseits geschätzten Tradition. 

Das ist natürlich auch nicht der niedersächsischen Landesre-
gierung verborgen geblieben, die diese besondere Schulpart-
nerschaft in den vergangenen Jahren mehrfach würdigte. So
beispielsweise im Jahr 2014, als im September eine Schüler-
Lehrer-Delegation vom Innenministerium zur Verleihung des
„Kulturpreises Schlesien“ nach Breslau eingeladen wurde,
wobei Minister Pistorius anerkennende Worte für Nieder-
sachsens ältesten Polenaustausch fand. Wenige Wochen
später durfte sich die deutsch-polnische Schülergruppe über
die Einladung der Staatskanzlei zu den Feierlichkeiten zum
Tag der Deutschen Einheit in Hannover freuen – und über
ein spontanes Foto mit dem Bundespräsidenten!

Doch nicht allein diese „Highlights“ machen den Reiz des
Schüleraustauschs mit Polen aus. Jedes Jahr im Juni fährt
eine deutsche Schülergruppe aus den Jahrgänge zehn und
elf nach Konin. Dort werden sie in Gastfamilien unterge-
bracht, wobei der gemeinsame Schulbesuch, aber auch die
Freizeitaktivitäten mit den Austauschpartnern ein intensives
Kennenlernen des östlichen Nachbarlandes „vor Ort“ ermög-
lichen. Ausflüge in polnische Städte, z.B. Posen, Thorn und
Warschau, vertiefen und runden den Eindruck ab.

Bekanntermaßen handelt es sich beim Polnischen aufgrund
seiner – nicht nur grammatikalischen – Komplexität um eine
schwer erlernbare Sprache, was den Austausch aber in kein-
ster Weise beeinträchtigt; schließlich haben die polnischen
Teilnehmer Deutsch als zweite Fremdsprache belegt. Und
zur Not gibt es noch Englisch sowie die Hände und Füße.
Beim Abschied voneinander in Polen versteht ohnehin
inzwischen jeder: „Do widzenia – Auf Wiedersehen“.

Und dieses folgt nach den Sommerferien, wenn die polnische
Gruppe zum Gegenbesuch ans KAV-Gymnasium nach Celle
kommt. Auch hier leben die Schülerinnen und Schüler in den
Familien ihrer Austauschpartner, und auch hier kann von
 Langeweile nicht die Rede sein, da eine sehr abwechslungs-
reiche Woche vor ihnen liegt: Neben dem Schulbesuch stehen
Besuche in Hamburg, der Autostadt in Wolfsburg oder
 Braunschweig ebenso auf dem Programm wie erinnerungs-
kulturelle Aktivitäten, z.B. in der Gedenkstätte Bergen-Belsen.

25 Jahre Schüleraustausch mit Polen
Kaiserin-Auguste-Viktoria-Gymnasium Celle feiert den
ältesten Polenaustausch Niedersachsens
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Das im Artikel erwähnte Treffen mit dem Bundespräsidenten am 3. Oktober 2014
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Der besondere Anlass eines „silbernen“ Austauschjubiläums
in diesem Jahr war Grund genug, eine besondere Veranstal-
tung durchzuführen. In Zusammenarbeit mit der Nieder-
sächsischen Staatskanzlei und dem Justizministerium kamen
im Oktober jeweils 15 Schülerinnen und Schüler aus Celle und
Konin im schlesischen Krzyzowa (Kreisau) zusammen, um
gemeinsam mit 10 Richterinnen und Richtern aus Braun-
schweig und Breslau die europäische Zusammenarbeit in der
Justiz im Rahmen eines Planspiel-Seminars kennenzulernen. 

Zu diesem Zweck hat das Oberlandesgericht Braunschweig
zwei Fälle entworfen, bei denen die verschiedenen Möglich-
keiten länderübergreifender Zusammenarbeit in Form eines
Mood-Court „verhandelt“ wurden – natürlich unter tatkräf-
tiger Mitwirkung der Jugendlichen als Anwälte und Schöf-
fen. Die Schülerinnen und Schüler erfuhren auf diesem
Wege, dass der Austausch zwischen zwei Ländern nicht auf
die Schule beschränkt sein muss, sondern auch im späteren
Leben nützlich und sinnvoll sein kann.

Der Ort der Durchführung war dabei bewusst gewählt:
 Krzyzowa/Kreisau war bis 1945 Mittelpunkt einer bekannten
Widerstandsgruppe gegen die nationalsozialistische Dikta-
tur. Dem sog. „Kreisauer Kreis“ gehörten damals verschiede-
ne Vertreter aus Adel, Bürgertum und Arbeiterschaft an, die
ausgehend von ihrem christlichen Ideal der Freiheit des
 Individuums Pläne für die politisch-gesellschaftliche (und
moralische) Neuordnung Deutschlands nach dem erhofften
Zusammenbruch der Gewaltherrschaft entwarfen. Viele der
Mitglieder, unter ihnen Helmut James Graf von Moltke,
Gutsherr in Kreisau, bezahlten mit ihrem Leben ihrem Leben
dafür.

Am Ende waren sich alle Teilnehmer dieses besonderen
 Austauschprojektes, das außerdem vom Lionsclub Celle und
dem DPJW gefördert wurde, einig: Die Verknüpfung von Ver-
gangenem und Gegenwärtigem, aber auch von Deutschem
und Polnischem zeigte zukünftige, europäische Perspektiven
auf. Für das KAV-Gymnasium Celle als Europaschule ist das
ein Grund stolz zu sein, gleichzeitig aber auch eine Ver-
pflichtung – nicht nur für die nächsten fünfundzwanzig
Jahre!

Christian Krakau
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Wir trauern um 
Hans-Jürgen Grünsch
Horst Heinemann
Günter Koch
Barbara Frinker
Manfred Schmidt
Ingeborg Wildförster
Klaus Heise

Laatzen
Osnabrück
Emden
Wunstorf
Stadthagen
Hannover 
Bad Gandersheim

01.08.2016
29.09.2016
06.10.2016
11.10.2016
08.11.2016
24.11.2016
26.11.2016

Die aktuelle JIM Studie von 2016 hat ergeben,
dass 64 Prozent der befragten Mädchen und
Jungen ihre Zeit täglich oder mehrmals pro
Woche mit digitalen Spielen verbringen. Dabei
werden verschiedene Endgeräte wie das eigene
Smartphone, Spielkonsolen oder PCs genutzt.
Spiele wie „Minecraft“, „FIFA“ und „Candy
Crush“ stehen hoch im Kurs. 

Wie kann die Pädagogik die beim Spielen vor-
herrschende Motivation für das Lernen nutzbar
machen? 

Die Antwort auf diese Frage lautet oft „Gamifi-
cation“ – also das Konzept, Spielprinzipien und –
mechaniken auf Alltägliches zu übertragen. Wie
können diese Prinzipien für Schule und Bildung
nutzbar gemacht werden?

Die Netztage Springe 2017 haben das Motto
„Spielend im Netz lernen“. Wir laden Sie ein,
gemeinsam über die Potentiale von digitalen
Spielen im Bildungskontext zu diskutieren, aber
neben den offensichtlichen Chancen auch die
möglichen Risiken in den Blick nehmen. Veran-
stalter ist das NLQ (Medienberatung NDS) in
Kooperation mit dem Medienzentrum der Region
Hannover.

Anmeldung und weitere Informationen:
http://wordpress.nibis.de/netztage-springe/

Spielend im Netz lernen 

Tagung für Lehrkräfte aller
 Schulformen 23. – 24. Mai 2017
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